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Manfred Erhardt

Laudatio auf Friedhelm Neidhardt

I

Seit das Wort „Elite“ in Konjunktion mit „Universität“ durch
Kanzler Schröders Machtwort wieder salonfähig wurde, wird
keine andere Hochschule in Deutschland häufiger mit diesem
Prädikat bedacht als die Humboldt-Universität zu Berlin.

In der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) vom 17. Januar
auf Seite drei schreibt Mechthild Küpper „Wenn in diesen Tagen
der Begriff Eliteuniversität fällt, denkt nicht nur Bundeswirt-
schaftsminister Clement an die Berliner Humboldt-Universität.“
Und sie endet – angesichts der Zumutungen der rot-roten Lan-
desregierung – mit der Vision „einer vom Bund unterstützten
Berliner Eliteuniversität.“

Im Anfang war das Wort, allein es fehlt die Tat: Die Tat, die das
Wort Eliteuniversität einfordert, bestünde darin, Bedingungen zu
schaffen, unter denen Spitzenuniversitäten sich entwickeln und
Innovationen gedeihen. Denn beide lassen sich nicht dekretieren;
ihre Entstehung muss durch förderliche Rahmenbedingungen
angestoßen und protegiert werden. Mehr Geld ist eine dafür not-
wendige, aber keine hinreichende Voraussetzung. Hinzukom-
men muss, dass

– Studenten sich ihre Universität und Universitäten sich ihre
Studenten auswählen können,

– für gute Studienangebote (sozialverträgliche) Beiträge erho-
ben und für gute Professoren markt- und leistungsgerechte
Gehälter bezahlt werden,

– Betreuungsrelationen und Betreuungsqualität verbessert
werden,
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– die regulatorische Engführung der Universitäten als „nach-
geordnete Behörden“ der Wissenschaftsministerien aufhört
und 

– das Hochschulrahmengesetz fällt, damit sich ein kompetiti-
ver Föderalismus um die besten universitären Bildungsange-
bote entwickeln kann.

Mit je fünfzig Millionen Euro für fünf Jahre und fünf Universi-
täten ist es nicht getan, weil sich Spitze aus der Breitenförderung
entwickelt. Das ist in der Wissenschaft nicht anders als in Kunst,
Musik und Sport. Soll „Deutschland. Das von morgen“ Wirklich-
keit werden, genügt es nicht, einen Wettbewerb auszuloben und
eine Marketingagentur unter dem Signet „Brain up – Deutschland
sucht seine Spitzenuniversitäten“ zu beauftragen. Gleichwohl ist
es ein Verdienst der Schröder’schen Innovationsoffensive, mit
dem Wort auch die Einsicht in das Bewusstsein breiterer Bevöl-
kerungsschichten getragen zu haben, dass Innovationsfähigkeit
Zukunftsfähigkeit begründet. Wissen schafft Wert! Am Anfang
der Wertschöpfungskette steht die Wissenschaft. Sie kreiert neue
Erkenntnisse, die zu Basisinnovationen führen. Und sie bildet den
Humus für die Entwicklung von Talenten.

Als bloße Stimmungsaufheller proklamiert, haben die Worte
„Elite“ und „Innovation“ plötzlich eine zauberlehrlingshafte Dy-
namik entfaltet, die auch die Hochschulpolitik zu weiteren Tabu-
brüchen treiben wird, um das Biotop Deutschland international
wettbewerbsfähig zu machen.

II

Im Anfang war das Wort. Es hieß Erneuerung: strukturelle, fach-
liche, personelle. Damals – nach der Wende – ging es um die
Restrukturierung und Neupositionierung der Hochschul- und
Wissenschaftspotentiale der ehemaligen DDR nach den interna-
tionalen Qualitätsstandards der science community. Das Gebot,
das von Einigungsvertrag und Wissenschaftssenat ausging, lau-
tete, dass alle Professoren geschätzt würden. Das Medium der
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Schätzung waren die Struktur- und Berufungskommissionen;
das Kriterium ergab sich aus der traditionellen Rolle der Berliner
Universität als führende Reformuniversität. Überleitungen gab
es nicht. Angestammte und Auswärtige wurden denselben Qua-
litätskriterien unterworfen. Nur dort, wo es „systembedingte Be-
nachteiligungen“ gab, wurde aufgrund eines prognostischen Ur-
teils ein Ausgleich gewährt. Die Besten sollten berufen werden,
auch wenn die Trennung von manchen Guten schmerzte. Das
Leitbild hatte Karl Jaspers einst auf den Begriff gebracht mit den
Worten: „Das Schicksal der Universität hängt ganz und gar ab
vom Range der Persönlichkeiten, die an ihr wirken“.

Wenn die Humboldt-Universität zu Berlin in diesen Tagen –
noch vor Ausschreibung des Bulmahn’schen Wettbewerbs –
vom Preisgericht der öffentlichen und der veröffentlichten Mei-
nung zur „Eliteuniversität“ erhoben wird, dann ist dies ein Hin-
weis auf die Qualität ihrer Professoren und zugleich ein Ausweis
dafür, dass die Struktur- und Berufungskommissionen gute Ar-
beit geleistet haben.

Einer ihrer besonders starken Fächerbereiche sind die Gesell-
schaftswissenschaften, welche im aussagekräftigen DFG-Ran-
king die pole position unter Deutschlands Universitäten ein-
nimmt. Zu diesem Fächerbereich gehören die Sozialwissen-
schaften, deren Struktur- und Berufungskommission Herr Pro-
fessor Dr. Friedhelm Neidhardt geleitet hat.

III

Im Anfang waren Idee, Wille und Tat. Mit einem Wort: Neid-
hardt. Er war es, der zuerst der Struktur- und Berufungskommis-
sion (SBK) und dann dem neu konzipierten Fachbereich und Stu-
diengang Sozialwissenschaften Geist und Kraft gab. Die alte
Streitfrage der Historiker, ob Männer Geschichte machen oder
ob die Geschichte Männer macht, findet hier ihre Auflösung: Es
gilt beides. Die Sozialwissenschaften haben Friedhelm Neid-
hardt als Gelehrten hervorgebracht und er hat die Sozialwissen-
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schaften vorangebracht. Er ist ein Geschöpf der aufstrebenden
Sozialwissenschaften im Nachkriegsdeutschland. Und er ist der
Schöpfer der Sozialwissenschaften der Humboldt-Universität in
der Nachwendezeit. Er war geradezu prädestiniert, dieses Feld zu
rekultivieren und fruchtbar zu machen. Als studierter Volkswirt,
promovierter und habilitierter Soziologe war er zunächst Ordina-
rius für Soziologie und später auch Rektor der Hochschule für
Wirtschaft und Politik in Hamburg. 1971 wechselte er nach Tü-
bingen, 1975 nach Köln. 1988 wurde er als Direktor der Abtei-
lung „Öffentlichkeit und soziale Bewegungen“ an das Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) berufen und
zugleich als Professor an die Freie Universität Berlin. Von 1994–
2000 war er Präsident des WZB.

Zahllose Publikationen zeugen von seiner großen wissenschaft-
lichen Produktivität. Sie befassen sich – auf der Basis empiri-
scher Sozialforschung – mit den hochaktuellen Fragen von Poli-
tik, Öffentlichkeit, sozialen Bewegungen, Wissenschaft und den
Interaktionen zwischen diesen Bereichen; sie kreisen um Proble-
me von öffentlicher Diskussion und politischer Entscheidung,
um Formen und Funktionen gesellschaftlicher Konsensfindung,
um die Zukunft der Demokratie im Zeitalter der Globalisierung
– um nur einige der Themenbereiche zu nennen.

Seine Wirksamkeit und sein Renommee kommt in zahlreichen
Mitgliedschaften in den angesehensten wissenschaftlichen Insti-
tutionen, Gremien und Beiräten zum Ausdruck sowie in einer
vielfältigen Gutachter- und Beratertätigkeit.

Ihn für den Neuaufbau der Sozialwissenschaften der Humboldt-
Universität zu Berlin gewonnen zu haben war ein Glücksfall,
aber alles andere als ein Zufall. Es war mir vergönnt, diesen he-
rausragenden Gelehrten auch ganz persönlich als Wissenschafts-
strategen, Wissenschaftspolitiker und Wissenschaftsadministra-
tor zu erleben, nämlich als

– Vorsitzenden der Wissenschaftlichen Kommission des Wis-
senschaftsrates (von 1985 bis 1987),
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– Vorsitzenden der Struktur- und Berufungskommission Sozi-
alwissenschaften der Humboldt-Universität zu Berlin (von
1991 bis 1993) und

– Präsidenten des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialfor-
schung (von 1994 bis 2000).

Meine Hochachtung vor dem Gelehrten, mein Respekt vor dem
Strategen, meine Bewunderung gegenüber dem Kommunikator
und meine persönliche Sympathie und Zuneigung zu dem Men-
schen Friedhelm Neidhardt sind aus diesen zwei Jahrzehnten gu-
ter und fruchtbarer Zusammenarbeit erwachsen.

IV

Noch heute bin ich stolz darauf, Sie lieber Herr Neidhardt, für die
höchst diffizile Aufgabe des Vorsitzenden der SBK Sozialwis-
senschaft gewonnen zu haben. Der große Erfolg gibt Ihnen (und
damit auch mir) Recht. Sie haben Recht behalten, weil Sie die
Richtigen erwählt haben.

Zusammen mit Klaus von Beyme, Karl Martin Bolte, Hans Joas,
Hildegard Nickel u.a. hatten Sie in der SBK nach Maßgabe der
qualitativen Differenz „sehr viele schwierige und schmerzliche
Personalentscheidungen zu treffen“. „Das ist mir unter die Haut
gegangen“. Dieses Zitat stammt aus einem Interview, das Herr
Neidhardt Jahre später gegeben hat. Es spricht für diesen ein-
fühlsamen und sensiblen Menschenfreund, dass ihm die schick-
salhaften Personalentscheidungen schwer gefallen sind. Wer
damals im Prozess von Abwicklung und Erneuerung Verantwor-
tung übernommen hatte, wurde zum Richter über Menschen, die
nichts verbrochen hatten, über Wissenschaftler, die genötigt
worden waren, ihre Forschung und Lehre linientreu zu betreiben,
über Ende oder Neubeginn von Professorenkarrieren und damit
über das Schicksal von Menschen. Die schlaflosen Nächte habe
auch ich gehabt, lieber Herr Neidhardt. Aber Sie waren an der
Front, ich in der Etappe. Einig waren wir uns in dem Ziel, dass
weder der Institution selbst, noch den Professoren oder den Stu-
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dierenden damit gedient sein konnte, aus der einstigen Kader-
schmiede eine „ganz normale Massenuniversität“ zu machen,
wie dies die von Rektor Fink betriebene Politik war.

Nicht nur dem Namen, nicht nur der Tradition, auch dem Land
und der Nation waren wir es schuldig, den Neuanfang zu nutzen
und zu versuchen, der Humboldt-Universität ihren alten Rang
und Glanz als Reformuniversität zurückzugeben und damit auch
die Freie Universität aus ihrer selbstgenügsamen Starre zu lösen.

„Ich bin mir nicht sicher, ob alle Entscheidungen richtig waren“,
haben Sie in jenem Interview aus dem Jahre 2001 rückblickend
resümiert. Die in diesem Zweifel zum Ausdruck kommende Be-
scheidenheit ehrt Sie. Sie mögen dabei an die Berufungsvorgän-
ge Segert und Klein gedacht haben, welche heftige Reaktionen
im Abgeordnetenhaus und in der Presse ausgelöst hatten. Wir ha-
ben diese Auseinandersetzungen im Jahre 1992 gemeinsam
durchgestanden, auch wenn mein Staatssekretär gegenüber der
FAZ mit der Aussage „Das war Neidhardt“ versucht hatte, die
Kurve zu kriegen. „Exzellenz zieht Exzellenz an, während Mit-
telmaß sich gerne selbst verstärkt“, sagte die Tübinger Nobel-
preisträgerin Nüsslein-Vollhardt, als sie nach ihrer Meinung zum
Thema Elite-Universitäten befragt wurde. Eben darauf habe ich
gesetzt, lieber Herr Neidhardt, als ich Sie zum Vorsitzenden der
SBK Sozialwissenschaften berufen habe.

Das Abschneiden der Humboldt-Universität und insbesondere
auch ihrer Sozialwissenschaften in den Hochschulrankings und
den öffentlichen Diskussionen um die Elite-Universität gibt mir
heute das Recht, Ihren früheren Selbstzweifel, ob alle Ihre Ent-
scheidungen richtig waren, endgültig zu beseitigen und als
Grund für die heutige Exzellenz dieses Fachbereiches zu sagen:
„Das war Neidhardt!“

Umso mehr freue ich mich, dass Ihnen heute mit der Verleihung
der Ehrendoktorwürde der Humboldt-Universität zu Berlin die
verdiente Ehrung zuteil wird.
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Klaus Eder

Öffentlichkeit als Medium
kollektiver Identitätsbildung

1 Vorbemerkung: Bewegungen und Öffentlichkeit

Die Bewegungsforschung ist nicht nur in den USA, etwa in den
Arbeiten der Gruppe um Doug McAdam, Sidney Tarrow und
Charles Tilly, sondern auch in Deutschland zu einer bedeutenden
Forschungstradition geworden. In diesem Zusammenhang hat
die Forschungsgruppe um Friedhelm Neidhardt am Wissen-
schaftszentrum für Sozialforschung eine zentrale Rolle gespielt.
In dieser „Koevolution“ der Bewegungsforschung ist die franzö-
sische Tradition, die Touraine angeregt hatte, auf der Strecke ge-
blieben. Das Besondere des in Deutschland realisierten For-
schungsprogramms ist – und hierbei hat Friedhelm Neidhardt
eine zentrale Rolle gespielt – eine theoretisch folgenreiche Er-
weiterung: Es geht um die Idee, dass kollektiver Protest im Me-
dium von politischer Öffentlichkeit stattfindet. Während die ei-
nen schlicht von Opportunitätsstrukturen für Protest reden, wird
mit der begrifflichen Verknüpfung von politischer Öffentlichkeit
und sozialen Bewegungen auch eine theoretisch hochproduktive
Fährte gelegt, die dann in Kooperation mit der Forschungsgrup-
pe um Bill Gamson aus den USA auch empirisch erfolgreich ge-
wesen ist.

Auf die damit gelegten Fährten möchte ich mich begeben, und
dabei zwei Probleme ansprechen: die Frage nach der argumenta-
tiven oder diskursiven Qualität von öffentlicher Kommunikation
und die Frage nach der in öffentlicher Kommunikation sich ak-
kumulierenden Macht. Zur Einstimmung zwei kurze Vorbemer-
kungen, die sich auf die beiden begrifflichen Elemente Öffent-
lichkeit und soziale Bewegungen beziehen.
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2 Zwei Problemstellungen

2.1 Die Eigenlogik von Öffentlichkeit

Im Zuge der Analyse öffentlicher Kommunikation von Protest-
themen, etwa in der Analyse der Abtreibungsdebatte durch Neid-
hardt et al., stellte sich die Frage nach der empirischen Tragfä-
higkeit eines normativen (oder diskurstheoretisch informierten)
Öffentlichkeitsbegriffs. Das Ergebnis überrascht eigentlich
nicht: die öffentliche Abtreibungsdebatte ist weniger von argu-
mentativen denn von strategisch platzierten Diskussionsbeiträ-
gen bestimmt. Ob das schon ausreicht, den „normativen“ Öffent-
lichkeitsbegriff als widerlegt zu sehen, der auf der Annahme von
Öffentlichkeit als einem argumentativen Zusammenhang aus-
geht, mag zunächst dahingestellt bleiben. Wichtig ist aber die
Beobachtung, dass Öffentlichkeit einen Effekt sui generis er-
zeugt. Öffentlichkeit hat als institutionelle Form einen Effekt –
hierzu finde ich dann auch interessante Hinweise in den Simmel-
Vorlesungen, wo Öffentlichkeit als ein Interaktionseffekt (so
Simmel), nicht als Aktionseffekt bestimmt wird.

Öffentlichkeit ist mehr als nur Kontext für Akteure im Sinne von
Restriktion oder Ermöglichung individuellen oder kollektiven
Handelns. Öffentlichkeit erbringt aus den Relationen, die sie er-
zeugt, eine strukturelle Eigenleistung jenseits der (wie auch im-
mer theoretisch konzeptualisierten) „rationalen“ Intentionen der
Akteure hervor. Dafür finden sich – mit politischen oder ideolo-
gischen Präferenzen variierende – metaphorische Beschreibun-
gen: die Weisheit der Institutionen, die List der Vernunft, die
Kraft des Faktischen, oder ganz einfach: die Emergenz von
Strukturen. All diese Metaphern/Konzepte finden sich in der Be-
schreibung von Öffentlichkeit. Die wohl weitreichendste Meta-
pher ist die der List der Vernunft: die Zuschreibung einer norma-
tiven Kraft, die dem Prozess öffentlicher Kommunikation als
solchem eigen ist. Dann bleibt nur noch strittig, wie man Interak-
tionseffekte konzeptualisiert, ob als latente Strukturen oder als
implizite Mechanismen oder als quasitranszendentale normative
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Zwänge. Ich selbst neige zwischenzeitlich zur Vorstellung von
Mechanismen (dazu später).

2.2 Die Veränderung des Protesthandelns im Medium
öffentlicher Kommunikation

Die Debatte um den Zusammenhang von Öffentlichkeit und so-
zialen Bewegungen hat eine zweite Beobachtung provoziert:
nämlich das Verschwinden sozialer Bewegungen in ihrer histori-
schen Form im öffentlichen Raum und die damit zusammenhän-
gende zunehmende kommunikative Verdichtung des öffentli-
chen Raums selber.

Bewegungsforscher haben zunehmend Probleme, ihren Gegen-
stand ab- und einzugrenzen. Das Aktionsrepertoire, das soziale
Bewegungen kennzeichnet (Demonstration, Streik, Straßenmo-
bilisierung usw.), reicht nicht aus, um das zu fassen, was der Be-
wegungsbegriff zu fassen suchte: politisch motiviertes kollekti-
ves Handeln gegen Ausübung von Macht, sei sie politisch, sei sie
ökonomischer oder kultureller Natur. Die Abgrenzung von Pro-
testereignissen von Nicht-Protestereignissen wird zunehmend
schwierig. Denn Protest bedient sich kommunikativer Formen,
die mit Nichtprotestlern geteilt werden. Was soll dann noch als
Kriterium für „soziale Bewegungen“ gelten?

Jüngere Überlegungen machen soziale Bewegungen an besonde-
ren Netzwerkstrukturen fest, die kollektives Handeln stützen
(Diani/McAdam 2003). In dieser theoretischen Sichtweise wer-
den soziale Bewegungen als ein kollektives Handeln beschrie-
ben, dessen Wahrscheinlichkeit mit besonderen Netzwerkstruk-
turen variiert. Bewegungen sind nicht Assoziationen, auch nicht
zufällige Personenhäufungen auf der Straße, sie werden als Netz-
werke mit fluiden Mitgliedschaften konzeptualisiert. Die Trenn-
schärfe eines besonderen Phänomenbereichs „soziale Bewegun-
gen“ nimmt so offensichtlich ab.
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Andere Überlegungen beziehen sich auf die besondere politische
Qualität von Bewegungshandeln. So wird das Handeln von sozi-
alen Bewegungen kategorial unbestimmter – indikativ dafür ist
die Konjunktur des Begriffs „contentious politics“, der ja letztlich
eine Tautologie darstellt, ist doch politisches Handeln per defini-
tionem „contentious“, also auf Streit gegründet. Contentious po-
litics – politique revendicative – Streitpolitik – diese bereits
sprachlich nur schwer darstellbare Besonderheit von Bewe-
gungshandeln läuft letztlich auf Streithandeln, auf Konflikthan-
deln hinaus. Diese begrifflichen Umstellungen signalisieren ei-
nen Formwandel sozialer Bewegungen in kommunikativ sich
verdichtenden Gesellschaften.

Schließlich bleibt ein drittes Moment, das Bewegungshandeln
zunehmend in politischem Handeln proper aufgehen lässt: die
Beschreibung von Bewegungszielen als „claims-making“ („re-
vendication“ – „Einklagen“/„Forderungen“). Nun gehört claims-
making ja zum Normalfall politischen Handelns. Es kann lauter
oder leise sein. Jede sprachliche Äußerung, die etwas fordert,
kann letztlich Ausdruck von Bewegungshandeln sein. Auch hier
lässt sich nur das soeben gemachte Argument wiederholen: Die
Unterscheidbarkeit von Bewegungszielen von „konventionel-
len“ politischen Zielen wird zunehmend schwieriger.

Die Erklärung für dieses Phänomen könnte sein, dass Bewegun-
gen in einer sich kommunikativ verdichtenden Öffentlichkeit ge-
wissermaßen aufgesogen werden, dass ihr Handeln zum Normal-
fall politischen Handelns wird. In kommunikativ weniger
dichten Gesellschaften bestand sowohl eine Raum- wie Zeitdif-
ferenz, deren Überbrückung höhere Kosten der Organisation kol-
lektiven Handelns verursachte. Damit ein Problem sich in einer
politischen Öffentlichkeit verbreiten konnte und damit den ent-
sprechenden Druck auf Institutionen ausüben konnte, musste
Außergewöhnliches organisiert werden, das sich dann herum-
sprechen konnte. Diese Kommunikation auszulösen und auf eine
gewisse Dauer zu stellen, war gerade die Funktion von sozialen
Bewegungen: das politische System konnte erst dann zum
Schwingen gebracht werden, wenn Ereignisse kommunikativ
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nicht mehr neutralisiert werden konnten, wenn also über sie be-
richtet werden musste oder über diese Ereignisse die Sonderka-
näle des Gerüchts in Anspruch genommen wurden. Protester-
eignisse liefern genau diese Qualität: Aufmerksamkeit zu
erzwingen und/oder die Gerüchte über politisch Außergewöhnli-
ches in Umlauf zu bringen, also Öffentlichkeit.

Um dies zu erreichen, braucht man in der Daueröffentlichkeit, die
wir heute haben, keine sozialen Bewegungen mehr. Man braucht
nur noch Ereignisse, Protestereignisse. Diese kann man dann stra-
tegisch einsetzen, um im Fluss der Kommunikation Aufmerksam-
keiten fokussieren zu können. Der Erfolg ist allerdings schwer
kalkulierbar. Backlash-Effekte könnten entstehen, kommunikativ
Widersprüchliches kommuniziert werden. Bewegungen tauchen
so in ein Meer an Kommunikation ein, aus dem sie in anderer
Form wieder auftauchen: als Streitpolitiker, als Claims-maker, als
gut positionierte Aktionskünstler für Aufmerksamkeitsfokussie-
rung. Selbst ein Lastwagenfahrerstreik ist keine spontane Er-
regung oder rationale kollektive Handlung, sondern eine wohl in-
szenierte Aktion mit strategischem Öffentlichkeitsbezug.
Ähnliches ließe sich über die jüngsten Protestereignisse gegen
haushaltspolitische Entscheidungen im Bildungsbereich sagen.

Öffentlichkeit lässt sich nun einfach definieren als Raum politi-
scher Kommunikation, der Claims Resonanz verschafft. Die Ak-
teure, die solche Claims vortragen, kommen und gehen. Die sind
nicht so wichtig. Sie müssen nur regelmäßig Ereignisse produ-
zieren. Wichtig ist, was mit diesen Claims passiert, wie sie in öf-
fentlicher Kommunikation prozessiert werden.

3 Öffentlichkeit als Raum für „claims-making“

3.1 Öffentlichkeit zwischen Diskurs und Rhetorik

Diese Überlegungen legen es nahe, Öffentlichkeit als einen
Raum rhetorischer Kämpfe zu beschreiben. Claims-making un-
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ter den Bedingungen von Massenkommunikation artikuliert sich
im Medium der Rhetorik. In den Simmelvorlesungen von Neid-
hardt ist dieser Mechanismus, die rhetorische Aufmerksamkeits-
erregung, sehr schön beschrieben worden. Öffentlichkeit er-
scheint als Theater, in dem die rhetorische Inszenierung des
Skripts, das die Akteure auf der Bühne aufführen, über die Zu-
stimmung eines zuschauenden Publikums entscheidet. Das ge-
lingt in dem Maße, wie das Skript der Akteure auf der öffentli-
chen Bühne mit den Erwartungen des Publikums zusammenfällt.

Der interessante Fall entsteht dann, wenn dies nicht mehr gelingt,
wenn es zu jenen „liminalen“ Situationen kommt, in denen das
alte Skript nicht mehr funktioniert und keine Rhetorik mehr hilft,
dieses alte Skript vor dem Publikum weiterzuspielen (was etwa
dann der Fall wäre, wenn das Publikum dauernd pfeift oder gar
nicht mehr kommt). Dann müssen andere kommunikative Strate-
gien zum Zuge kommen. Meine Vermutung ist, dass eine an ar-
gumentativen Standards nicht mehr vorbeikommende öffentli-
che Kommunikation sich dann einstellt, wenn rhetorische
Formeln nicht mehr greifen und ein neues Skript erfunden wer-
den muss. Wenn aber einmal ein neues Skript erfunden ist, und
als kollektiv geteilter Rahmen für weitere Kommunikation vor-
handen ist und damit Resonanzerwartbarkeit ermöglicht, dann
kommt wieder das rhetorische Spiel zum Zuge. Dann geht es
wieder darum: Wer führt das neue Stück besser auf?

Rhetorische Aufführungspraxen machen die Normalität öffentli-
cher Kommunikation aus. Wenn es wirklich einmal zu öffentli-
cher Argumentation kommt, dann sind es nicht-normale Ereig-
nisse, Ausnahmesituationen, Krisenzeiten. Wir erinnern uns
daran als die „Hochzeiten“ öffentlicher Kommunikation und De-
batten. So weist der Nachkriegsdiskurs in der BRD in den späten
40er und frühen 50er Jahren bedeutsame argumentative Elemen-
te auf, etwa in der Debatte um die Kollektivschuld der Deut-
schen, bei der Frage um die Wiederbewaffnung, und dann vor al-
lem bei der Frage um die Ostpolitik. Diese Debatten waren
eingebunden (jenseits interessenabhängiger Gesichtspunkte) in
Fragen um Schuld und Verantwortung der Deutschen, die mora-
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lisch polarisierten und moralische Debatten im Sinne argumenta-
tiver Auseinandersetzungen in Gang setzten. Andere Beispiele
sind normative Debatten, die an die Grundfesten moralischer
Überzeugungen gehen: Abtreibung, genetisches Klonen, Sterbe-
hilfe. In diesen Themen kommt das Gewissen, also individuelle
moralische Überzeugungen zum Zuge und generieren eine be-
sondere öffentliche Aufmerksamkeit, die eine Debatte im Sinne
diskursiver Auseinandersetzung um Letztbegründungen provo-
zierte.

Doch Hochzeiten sind keine Dauerzustände; sie unterliegen dem
Zwang zur Normalisierung und Ritualisierung des Argumentie-
ren, die dann zur Rhetorik wird. Rhetorik setzt dann den Diskurs
(im Habermasschen Sinne) fort. Der Diskurs wird auf die All-
tagsnormalität öffentlicher Aufmerksamkeitssuche und Auf-
merksamkeitserregung zurückgefahren – das ist dann politische
Öffentlichkeit im Normalfall, so geschehen in der Frage nach der
Ostpolitik, in der Frage der Abtreibung, zunehmend weniger –
wenn auch in abflachenden Zyklen – in der Frage nach der Kol-
lektivschuld und -verantwortung der Deutschen gegenüber dem
Holocaust. Wann die Rhetorik als Normalisierungsmechanismus
einsetzt, wie stabil diese „Normalisierung“ ist, unter welchen Be-
dingungen sie wieder zusammenbricht und Hochzeiten diskursi-
ver Auseinandersetzung Platz macht, ist ein bislang – trotz Un-
tersuchungen zu „Aufmerksamkeitszyklen“ – unerforschtes
Terrain soziologischer Öffentlichkeitsforschung.

3.2 Die normative Frage – soziologisch gewendet

An dieser Stelle möchte ich nun einen Gedanken aufnehmen, den
Friedhelm Neidhardt immer wieder ventiliert hat: die Frage nach
der argumentativen Qualität öffentlicher Kommunikation. Mei-
ne Antwort wäre, dass diese argumentative Qualität situations-
spezifisch zu bestimmen ist. Man kann also danach fragen, in
welchen Situationen eher argumentative, rhetorische oder
schlicht demagogische Elemente zum Zuge kommen.
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Hier liegt es nahe, zunächst einmal historisch-vergleichend vor-
zugehen. Die Entstehungsphase der modernen politischen Öf-
fentlichkeit selbst liefert bereit eine besondere Situation. Sie lie-
fert uns die „original situation“, jene besondere Konstellation der
Emanzipation eines Bürgertums von traditionaler (meist absolu-
tistischer) Herrschaft, das sich als ein argumentierendes Publi-
kum konstituiert. Dann folgen den großen Denkern ihrer Zeit die
vielen kleinen Denker, die das intellektuelle Spiel der Aufklä-
rungsrhetorik spielen, das öffentliche Theater der Aufklärung.
Dann die vielen kleinen Volkstheoretiker und Demagogen, die
das öffentliche Theater der nationalen Einigung gespielt haben
und noch spielen. Schließlich jene emergente transnationale Si-
tuation, in der die Frage nach der normativen Qualität öffentli-
cher politischer Kommunikation erneut zum Thema geworden
ist.

Das theoretische Problem der argumentativen Qualität öffentli-
cher Kommunikation wird durch solche Typisierungen histori-
scher Situationen allerdings nicht gelöst, sondern nur empirisch
greifbar: Die allgemeine Frage: Was garantiert die Rationalität
öffentlicher Debatten? lässt sich ersetzen durch die Frage: Was
ist den Situationen gemeinsam, in denen argumentative Rationa-
lität zum Zuge kommt? Oder soziologisch gewendet: Welches
sind die Situationen, die dazu zwingen, die Alltagsrhetorik öf-
fentlicher Debatten zu unterbrechen und Grundsatzfragen, Prin-
zipien, nach denen gehandelt werden sollte, auf die öffentliche
Agenda zu setzen? In welchen Situationen kommt es zu Unter-
brechern der Normalität öffentlicher Kommunikation? Was ist
das Widerspenstige, das bisweilen (vielleicht auch selten genug)
die Rhetorik des Alltags durchbricht, das Widerspenstige, das
der Demagogik die Wirkung raubt? Sicherlich hat es mit Institu-
tionen zu tun, mit institutionalisierter Kontrolle oder gar Selbst-
kontrolle. Doch um diese Fähigkeit von Institutionen theoretisch
zu fassen, kommen wir nicht umhin, dieses Widerspenstige öf-
fentlicher Kommunikation irgendwie zu bestimmen. Und hier ist
der Punkt, an dem ich um so etwas wie die Habermassche Theo-
rie kommunikativen Handelns immer noch nicht herumkomme.
Ich brauche sie für „liminale Situationen“.
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4 Kollektive Identität und politische Öffentlichkeit

4.1 Der „Claim“ auf Anerkennung einer kollektiven Identität

Diese bisherigen Überlegungen sind eher Vorschläge für einen
Waffenstillstand zwischen konkurrierenden Theorien öffentli-
cher Kommunikation. Ich möchte noch einen Schritt weiterge-
hen und Überlegungen für einen möglichen Zustand nach einem
solchen Waffenstillstand anstellen. Dies will ich tun, indem ich
auf die eigentliche Frage dieses Vortrags eingehe: die Frage, in-
wieweit öffentliche Diskurse konstitutiv sind für den „Claim“
auf kollektive Identität.

Öffentlichkeit ist – seit der Aufklärung – nicht nur jenes Medium
der argumentativen Auseinandersetzung von Freien und Glei-
chen, also von aufgeklärten bzw. aufzuklärenden Wesen gewe-
sen. Sie diente auch der Selbstbestätigung der Aufklärer als Auf-
klärer. Sie war das Medium der Konstruktion einer kollektiven
Identität der Aufklärer. Die kollektive Identität dieser – wie man
heute gerne sagt – „Alteuropäer“ artikulierte sich in den am Ende
des 18. Jahrhunderts entstehenden ökonomischen Sozietäten
Landadel und kleinstädtisches Bürgertum. Sie nennen sich selbst
häufig „patriotische Gesellschaften“, also „Patrioten“, ein Be-
griff, der viel später (ebenso wie der Begriff der Alteuropäer)
eine besondere Konjunktur erfahren sollte. Das egalitär-diskursi-
ve Miteinanderreden erzeugt also uno actu eine kollektive Iden-
tität derer, die daran beteiligt sind (bzw. fähig sind, sich daran zu
beteiligen). Die Bewegung der Aufklärer erzeugt im Medium öf-
fentlicher Debatte eine kollektive Identität der Patrioten (übri-
gens eine weniger bekannte Geschichte des 17. und 18. Jahrhun-
derts).

Die Folgegeschichte ist schnell skizziert: Öffentlichkeit erwei-
tert den Raum der an öffentlicher Diskussion Beteiligten. Die
Bildung des Nationalstaats ist ein Prozess der Inklusion und Ex-
klusion in eine Öffentlichkeit: Zugang hat, wer eine bestimmte
Sprache spricht, also öffentlich Kommuniziertes versteht (heute
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hört man das, wenn es um die Einbürgerungsfrage geht) oder
wenn Abstammung sicherstellt, dass die familiale Einübung in
ein Sprachspiel die Unterstellung des Verstehenkönnens zulässt.
Die Homogenisierung von Patrioten und Vaterland trennt das
Volk in vaterlandslose Gesellen und vaterländische Gesellen.
Der Protest der vaterlandslosen Gesellen wird zur illegitimen Öf-
fentlichkeit. Öffentlichkeit erlaubt die Exklusion derer, die nicht
zur Sprachgemeinschaft dazugehören. Intellektuelle als Sprecher
dieser Sprachgemeinschaft nutzen den öffentlichen Raum als
Medium der Herstellung dieser kollektiven Identität als einer
nationalen Identität. Ein gutes Beispiel ist im Deutschland des
19. Jahrhunderts Heinrich von Treitschke, der Einpeitscher nati-
onaler Identität par excellence. Diese identitätsgenerierende Öf-
fentlichkeit liefert in letzter Konsequenz den Raum für einen
neuen Typus von Krieg, den „europäischen Bürgerkrieg“ der ers-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts.

Kollektive Identitätskonstruktionen sind also strukturell an das
Medium politischer Öffentlichkeit gebunden. Was liegt es dann
näher, ähnlich wie dies Friedhelm Neidhardt vor zwei Jahrzehn-
ten im Hinblick auf den Zusammenhang von Öffentlichkeit und
sozialen Bewegungen getan hat, den Zusammenhang von Öf-
fentlichkeit und kollektiver Identität ins theoretische Blickfeld
zu rücken?

4.2 Öffentlichkeit als Ort symbolischer Machtausübung

An diesem Punkt möchte ich eine theoretische Idee ventilieren,
die diesen vermuteten Zusammenhang nutzt. Ausgangspunkt
dieser Idee ist die Fokussierung auf die symbolische Dimension
politischer Öffentlichkeit. Politische Öffentlichkeit ist zunächst
konzipiert als ein Ort kommunikativer Auseinandersetzungen, in
dem Argumente präsentiert werden und an andere adressiert wer-
den. Die herrschende Theorie politischer Öffentlichkeit hat da-
raus den Schluss einer entweder besonderen kognitiven oder ei-
ner besonderen systemfunktionalen Leistung gezogen:
Öffentlichkeit regt (dies ist die kognitive Leistung) kollektive
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Lernprozesse an. Oder: Öffentlichkeit sorgt (dies ist die system-
funktionale Leistung) für weiterlaufende Kommunikation. Die
erste Theorie ist anspruchsvoller und empirisch seltener der Fall
(manchmal aber doch – s.o.). Die zweite ist weniger anspruchs-
voll in ihren Annahmen, jedoch empirisch anregend, wenn es um
die Analyse von Graden und Differenzen der öffentlichen Infor-
mationsverarbeitung in komplexen Systemen geht.

Beide Theorien unterschätzen eine dritte Leistung politischer Öf-
fentlichkeit, die damit zu tun hat, dass Öffentlichkeit der Ort par
excellence für die Ausübung symbolischer Macht ist. Öffentlich-
keit ermöglicht die ungleiche Verteilung von Kommunikati-
onschancen, im Extremfall die Exklusion aus einem Kommuni-
kationszusammenhang. Die dritte Leistung von Öffentlichkeit
wäre also ihre Exklusionsleistung.

Öffentlichkeit leistet also auch symbolische Grenzziehungen
zwischen einem besonderen Wir und den Anderen, die Abgren-
zung eines „eigenen“ Kommunikationszusammenhangs, an dem
der Andere nicht teilhaben kann. Hier ist der elementare Mecha-
nismus der Herstellung kollektiver Identität zu suchen, also ein
Zusammenhang von Öffentlichkeit und Identitätskonstruktion
theoretisch zu bestimmen. Anstatt diese Form von symbolischer
Macht als Abweichung von einem Idealmodell politischer Öf-
fentlichkeit zu bestimmen, als Blockierung von laufender Kom-
munikation oder als pathologische Degeneration, wird symbo-
lische Macht zum konstitutiven Element, zum Normalfall
öffentlicher Kommunikation.

Dies gilt umso mehr in Gesellschaften, in denen Dauerkommu-
nikation institutionalisiert worden ist, also für moderne, und
noch mehr für moderne und demokratische Gesellschaften. Ge-
rade diese liefern Opportunitätsstrukturen für symbolische
Macht und mit ihr die Möglichkeit der Ausübung symbolischer
Gewalt. Dies wiederum zieht die Frage nach den besonderen Be-
dingungen der Zivilisierbarkeit symbolischer Macht in demokra-
tischen Gesellschaften nach sich, eine Frage, die sich seit den eu-
ropäischen Bürgerkriegen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts
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(mit Restkriegen in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts) ja
auch real gestellt hat.

Dies gilt erneut und verschärft dann, wenn es um die Frage der
„ethnischen“ Identität der modernen, national gedachten Gesell-
schaften geht. Die zunehmende, durch Migration und sozial-
strukturelle Effekte des Globalisierungsprozesses erzeugte kul-
turelle Heterogenität moderner Nationalstaaten hat den Anderen
vom Rand dieser Gesellschaften in deren Mitte platziert. Die Re-
aktion auf diese Präsenz des Anderen in der eigenen Gesellschaft
wird mit dem Rückgriff auf den Begriff der Ethnisierung be-
schrieben: je mehr das Andere im „eigenen“ Kommunikations-
raum präsent ist, umso stärker wird das Bedürfnis nach der Ex-
klusion des Anderen. Symbolische Gewalt leistet solche
Exklusion durch den bloßen Akt der Benennung des Anderen.
Ethnisierung ist Benennung, die als solche kommuniziert wird.
Politik wird zu Benennungsakten, die festlegen, wer zu wem ge-
hört und gegen wen er zu handeln hat. Nachdem aber solche Be-
nennungen weder traditional begründet sind noch als Ausdruck
von „Modernität“ eine selbstlegitimierende Kraft haben, wird
das Konstruieren von Benennungen zur permanenten Aufgabe
politischen Handelns. Die durch Öffentlichkeit forcierte Ver-
sprachlichung politischen Handelns endet hier nicht in der ratio-
nalen Kritik politischen Handels, sondern in dessen „Ethnisie-
rung“. Das in Sprache eingelassene Potential symbolischer
Gewalt, das sich hier empirisch zeigt, erfordert eine Theorie, die
Versprachlichung mit dem Begriff der Macht systematisch ver-
knüpft.

Die Problematik der Exklusionseffekte der „Ethnisierung“ poli-
tischer Diskurse lässt sich nicht mehr zureichend mit den theore-
tischen Begriffen fassen, die uns die klassische Öffentlichkeits-
theorie bietet. Denn diese hat den theoretischen Blick so
eingestellt, dass die Zunahme symbolischer Gewalt im öffentli-
chen Kommunikationsraum als ein normativ zu kritisierendes
oder als ein dysfunktionales, die Selbstkorrekturleistungen eines
Systems unterbrechendes Phänomen erscheint. Vielleicht könnte
man diesen Blick neu justieren, wenn symbolische Gewalt als ein
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Konstitutivum von Öffentlichkeit begriffen würde. Dann würde
auch besser sichtbar werden, dass durch öffentliche Kommuni-
kation nur unter glücklichen Umständen das herauskommt, was
die klassische Theorie als konstitutiv sieht, nämlich Lernen oder
Dauerkommunikation (zumindest Dauerlärm). Das, was die nor-
mative oder die (system)funktionale Theorie auszeichnet, er-
scheint aus der Perspektive einer Theorie symbolischer Gewalt
als ein hochunwahrscheinliches Ereignis. Dass man in öffentli-
chen Auseinandersetzungen auch kollektiv lernt, ist ein zum
leichten Beweis des Gegenteils einladende Theorie. Dass man in
öffentlichen Auseinandersetzungen die Selbstbeobachtung der
Gesellschaft in Gang hält, kann man leicht als unwiderlegbare
Theorie brandmarken.

Diese Neujustierung des theoretischen Blicks wäre die theoreti-
sche Auflösung jenes Theoriedisputs zwischen normativen und
funktionalen Ansätzen, den Friedhelm Neidhardt so klar zuge-
spitzt hat. Er selbst hat diese Theoriedifferenz ja – soweit ich das
sehe – offen gelassen oder mit anregenden Polemiken über-
brückt.

5 Europäische Öffentlichkeit und die Herstellung 
transnationaler Identität

Wie hilft eine solche Perspektive weiter für die Analyse und Er-
klärung öffentlicher Kommunikation in der aktuellen, emergie-
renden transnationalen Situation? In der transnationalen Situati-
on verstärkt sich das Tempo gesellschaftlicher Kommunikation
weiter. Es bilden sich Öffentlichkeiten jenseits nationaler Öf-
fentlichkeiten aus; die Ebenen politischer Kommunikation ver-
vielfältigen sich. Hat die nationale Fokussierung politischer
Kommunikation zunächst lokale Kommunikationsgemeinschaf-
ten überlagert und diese partiell (mit unterschiedlichem Erfolg)
zum Schweigen gebracht, so sind heute emergente Formen trans-
nationaler politischer Kommunikation dabei, eine weitere Ebene
politischer Kommunikation einzuziehen, mit bislang noch unkla-
ren Folgen für die weitere Evolution nationaler Öffentlichkeiten.
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Die Emergenz einer europäischen Öffentlichkeit und der Einbau
dieser Stimme in ein System globaler politischer Kommunikati-
on deuten zumindest darauf hin, dass wir mit einer Mehrebenen-
problematik auch für öffentliche Kommunikation rechnen müs-
sen.

Diese Differenzierung von Ebenen öffentlicher Kommunikation
provoziert wiederum noch mehr Kommunikation, die durch
technologische Möglichkeiten ebenso unterstützt wird wie durch
die zunehmende Bedeutung von leichter kommunizierbaren und
rezipierbaren Symbolen, nämlich visuellen Symbolen. Bilder
konkurrieren mit Worten um öffentliche Aufmerksamkeit. Wir
haben auf Grund dieser Dynamik im transnationalen Rahmen mit
einer Verfeinerung und Intensivierung von symbolischer Macht
zu rechnen.

Wenn diese Annahme stimmt, dann zeigen sich auch die Gren-
zen der alten Öffentlichkeitsmodelle, sobald sie sich in den trans-
nationalen Raum vorwagen. In der Debatte um eine europäische
Öffentlichkeit dominieren immer noch die den alten Öffentlich-
keitsmodellen geschuldeten Diagnosen: die Normativisten pos-
tulieren ein europäisches Himmelreich, die Funktionalisten sa-
gen, dass es überhaupt keine gäbe. Hier bietet das hier
angedeutete dritte Modell politischer Öffentlichkeit eine alterna-
tive Option: Es beobachtet die Zunahme der nationale Grenzen
überschreitenden öffentlichen Kommunikation, die Auflösung
der Sicherheiten national geschlossener Kommunikationsräume
und die kommunikative Verflüssigung von Benennungen und
deutet diesen Prozess als einen Prozess der Zunahme symboli-
scher Macht. Die daraus sich ergebende Diagnose wäre: Europä-
ische Öffentlichkeit existiert als ein umkämpfter Raum um Be-
nennung. Öffentlichkeit wird zu einem Teil des politisch sich
formierenden politischen Herrschaftsapparates selbst.

Wenn wir also mit transnationalen Öffentlichkeiten rechnen
müssen, dann müssen wir auch mit sich steigernden Opportuni-
tätsstrukturen für symbolische Macht rechnen. Wer sich an der
öffentlichen Diskussion darum beteiligt, wer zu Europa gehört
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und wer nicht, und warum einige dazugehören und andere nicht,
der befindet sich bereits mitten im Kampf um symbolische
Macht, um „ethnisierende“ Benennungsmacht. Wenn in dieser
Öffentlichkeit europäische Identität zum Thema wird, dann fin-
det symbolische Macht eine Situation vor, die ihr besondere
Möglichkeiten liefert: die Mobilisierung von symbolischen For-
men, die das Eigene vergöttlichen und das Andere verteufeln.
Damit erweist sich auch die transnationale Situation nicht mehr
als immun gegen jene symbolische Macht, die für die Formie-
rung nationaler Kommunikationsgemeinschaften so folgenreich
gewesen ist. Die Formierung transnationaler Öffentlichkeit mag
zwar mit der damit verbundenen Erwartung der Transzendierung
nationaler Identität verbunden sein; sie transzendiert jedoch ge-
rade nicht den Mechanismus identitärer Schließung einer Kom-
munikationsgemeinschaft. Das schließt zwar nicht kollektive
Lernprozesse und Willensbildungsprozesse aus. Doch der Me-
chanismus der mit identitärer Schließung verbundenen Mobili-
sierung symbolischer Macht ist damit nicht ausgeschaltet – er
lässt sich gerade in der transnationalen Situation wieder leicht
einschalten. Insofern bleibt der Konstruktionsprozess einer euro-
päischen Identität weiterhin ein ambivalentes Projekt.

6 Zur sozialen Funktion von Öffentlichkeitsforschung

Die Konstruktion kollektiver Identitäten ist ebenso wie die kriti-
sche Debatte von Identitätskonstrukten an das Medium öffent-
licher Kommunikation gebunden. Die soziologische Öf-
fentlichkeitsforschung macht einmal auf die sozialen
Produktionsbedingungen des öffentlichen Diskurses aufmerk-
sam, und sie verweist zugleich auf den für demokratische Ge-
sellschaften notwendigen Zusammenhang von öffentlicher
Kommunikation und demokratischer Politik. Soziologische Öf-
fentlichkeitsforschung ist damit in einem besonderem Paradox
gefangen: Sie muss zeigen, wie öffentliche Kommunikation
wirklich funktioniert, sie löst also Illusionen über diesen Mecha-
nismus demokratischer Politik auf. Zugleich ist sie selbst im Sin-
ne praktischer Aufklärung Teil jenes Mechanismus der demokra-
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tischen Selbstbestimmung politischer Gemeinschaften durch
öffentliche Kommunikation. Soziologische Aufklärung über das
Funktionieren von Öffentlichkeit ist immer auch eine Form ge-
sellschaftlicher Selbsterkenntnis. Soziologische Analyse wird
so, um es mit Kant zu formulieren, zu einer Höllenfahrt.

Sich auf eine solche Höllenfahrt einzulassen und sie gerade nicht
in Ironie oder Sarkasmus enden zu lassen, das erfordert hohe in-
tellektuelle Standfestigkeit. Ich sehe Friedhelm Neidhardt als ei-
nen jener, die nicht in der Aufdeckung der selbstdestruktiven Ef-
fekte öffentlicher Kommunikation nachgelassen haben und
zugleich deren Notwendigkeit für eine moderne liberale und de-
mokratische Gesellschaft im Blick behalten haben. Dafür sei ihm
intellektuelle wie moralische Anerkennung gezollt.
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Hans Bertram

Familienforschung, Familienpolitik und 
Politikberatung

Friedhelm Neidhardt hat ausdrücklich darum gebeten, dass heute
anlässlich seiner Ehrenpromotion keine Laudatio gehalten wird.
Das werde ich auch nicht tun, sondern daran erinnern, dass Neid-
hardt als Vorsitzender des Zweiten Familienberichts (1975) ganz
wesentlich dazu beigetragen hat, dass eine soziologisch orien-
tierte Politikberatung, die sich einer empirisch orientierten Sozi-
alberichterstattung bedient, nicht nur erheblichen politischen
Einfluss gewinnen kann, sondern eben auch zeigt, das die Sozio-
logie ihre Funktion als Wissenschaft zur Analyse und Interpreta-
tion gesellschaftlichen Wandels noch lange nicht verloren hat. Es
ist nicht ohne Delikatesse, wenn ich mich als Vorsitzender der
Siebenten Familienberichtskommission zum Zweiten Familien-
bericht äußere, dessen Vorsitzender Friedhelm Neidhardt war.
Andererseits wird der Siebente Familienbericht 2005 veröffent-
licht, genau 30 Jahre nach dem Zweiten, und ich will zeigen, dass
es keinen nostalgischen Rückgriff in die Vergangenheit bedeu-
tet, sondern zugleich eine Problemanalyse der gegenwärtigen
Sozialberichterstattung darstellt. Denn, wenn heute manchmal
die Bedeutung der Soziologie als einer Wissenschaft zur Analyse
gesellschaftlicher Entwicklungen in Frage gestellt wird, dann
wird sehr häufig darauf verwiesen, dass diese Analysen kaum
Relevanz für die politischen Entscheidungsprozesse haben. Ge-
rade an den Familienberichten kann man zeigen, dass durch sie
häufig Themen der politischen Diskussion so analytisch aufbe-
reitet wurden, dass Politik und Verfassungsgericht diese Analy-
sen für die Weiterentwicklung von Familienpolitik und Famili-
enrecht nutzten.
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1 Familienforschung als anwendungsbezogene 
Grundlagenforschung

Die Familienberichte, deren Siebenter gerade in Arbeit ist, sind
wie die Jugendberichte keine Regierungsreporte, sondern in ih-
rer Konstruktion den Berichten der englischen Royal Commis-
sions nachgebildet: Eine unabhängige Sachverständigenkom-
mission versucht, aus fachwissenschaftlicher Perspektive zu
bestimmten Fragestellungen im Bereich von Familie und Jugend
Konsequenzen für Gesetzgebung, politisches Handeln und die
Interpretation rechtlicher Rahmenbedingungen abzuleiten. Die
Bundesregierung kann zu diesen Berichten lediglich Stellung
nehmen und muss den Bericht mit ihrer Stellungnahme dem Par-
lament zuleiten. Der Zweite Familienbericht, von Friedhelm
Neidhardt als Vorsitzendem verantwortet, hat 1975 für erhebli-
ches Aufsehen gesorgt, weil er mit vielen familienpolitischen
Traditionen der Nachkriegszeit brach und sozialwissenschaftli-
ches Denken und Argumentieren in die familienpolitische Dis-
kussion einbrachte. Darüber hinaus hat er ein Forschungsfeld der
Sozialwissenschaften in Deutschland einzigartig definiert, näm-
lich die familiale Sozialisationsforschung, die international auch
heute noch von großer Bedeutung ist. So liest sich der Bericht
„From Neurons to Neighborhood“ der American Academy of
Science (2000) in weiten Passagen als eine Fortsetzung des
Zweiten Familienberichts, ebenso die Ergebnisse des Netzwer-
kes „The Well-Being of Children and Families“ vom National
Institute of Child Health and Human Development (Thornton
2001). Sozialwissenschaftler, Psychologen, Pädagogen und
Ökonomen versuchen gemeinsam, anwendungsbezogene
Grundlagenforschung so zu formulieren, dass ein theoretischer
Zusammenhang zwischen kindlicher Entwicklung, elterlichen
Einflüssen und der Lebensumwelt von Familien hergestellt wer-
den kann, aber auch die Forschungskonzeptionen so zu entwi-
ckeln, dass sich daraus bestimmte Handlungsanleitungen für die
Politik ableiten lassen. 1975 forderte die Familienberichtskom-
mission eine anwendungsbezogene Grundlagenforschung für
diesen Gegenstandsbereich (1975:81) – ein Konzept, das heute
in der Deutschen Forschungsgemeinschaft realisiert wird. Das
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führt natürlich zu der Frage, ob denn wissenschaftliche Politik-
beratung überhaupt möglich ist, wenn selbst innerhalb der Wis-
senschaft bestimmte Empfehlungen nur sehr zögerlich umge-
setzt werden.

Friedhelm Neidhardt hat sich in seinem Aufsatz „Kann Wissen-
schaft Politik beraten?“ diese Frage selbst vorgelegt und kommt
zu einer ambivalenten Einschätzung. Für Neidhardt ist Politikbe-
ratung eine grenzüberschreitende Kommunikation zwischen
Wissenschaft und Politik, die die Lernfähigkeit beider Beteilig-
tensysteme voraussetzt. Zumindest in Bezug auf die Familienbe-
richterstattung sieht er das als problematisch an, denn das politi-
sche System ist, so Neidhardt, auf Grund seiner kurzfristig
orientierten Machbarkeitskriterien nur eingeschränkt lernfähig,
weil nur Problemlösungen erwartet werden, die auch tatsächlich
durchgesetzt werden können; richtige Einsichten, die nicht un-
mittelbar handlungsrelevant sind, gelten hingegen als aka-
demisch. Zudem sind nach Neidhardts Einschätzung vor allem
im Bereich der Familienpolitik dogmatische Positionen beson-
ders ausgeprägt. Andererseits sieht Neidhardt aber auch Schwä-
chen in der Fähigkeit der Sozialwissenschaftler, wirkliche Poli-
tikberatung zu betreiben; häufig versuchen Kollegen
Politikberatung, indem sie ihre Aufmerksamkeit dem Feld der
Familienpolitik nur kurzfristig zuwenden und daher in der Regel
nicht über das erforderliche Systemwissen verfügen, um die Be-
dingungen der politischen Entscheidungsstrukturen richtig zu er-
fassen. „Begrenzte Lernfähigkeit steht insofern auf beiden Sei-
ten, und sie hat die Tendenz, sich gegenseitig zu stabilisieren.“
(Neidhardt 1981:402).

Diese kritische Haltung Neidhardts sowohl gegenüber dem poli-
tischen System wie aber auch zu der eigenen Profession eröffnet
die Möglichkeit, mit fast 30 Jahren Abstand zum Zweiten Fami-
lienbericht zu prüfen, ob denn, zumindest im Rückblick, Wissen-
schaft die Politik beraten kann. Dabei konzentriere ich mich, wie
kann es anders sein, ausschließlich auf den Bereich der Soziali-
sation von Kindern und Jugendlichen im familiären Kontext.
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2 Zur Lernfähigkeit des politischen Systems

Heute sind viele der Forderungen aus dem Zweiten Familienbe-
richt politische und gesellschaftliche Realität geworden. Lag die
Zahl der Kindergartenplätze Anfang der 70er Jahre bei etwa 25
auf 100 Kinder, hat sie sich bis Anfang der 80er Jahre, also etwa
sieben Jahre nach der Publikation des Zweiten Familienberichts,
auf 75 Prozent verdreifacht. Die fehlenden 25 Prozent wurden
erst Anfang der 90er Jahre durchgesetzt mit dem Rechtsan-
spruch des Kindes auf einen Kindergartenplatz. Diese Verzöge-
rung war aber nicht ideologischen Gründen geschuldet, sondern
vor allem in einigen großen Flächenstaaten dem fehlenden Geld;
diese hatten das gleiche Problem, das wir heute in den neuen
Bundesländern erleben: Die kommunale Finanzierung solcher
Einrichtungen lässt sich immer dann umsetzen, wenn es genü-
gend Kinder gibt. Je geringer die Nachfrage, desto schwieriger
ist die Finanzierung. Das ist im Übrigen keine allein deutsche
Erfahrung: Der französische Präsident Mitterrand versprach vor
seiner ersten Amtszeit 300.000 neue Plätze in den Crêches, aber
bis zum Ende seiner 14-jährigen Amtszeit waren daraus keine
100.000 geworden, weil die Kommunen einfach kein Geld dafür
hatten. Die Krise des Wohlfahrtsstaates verhinderte diesen Aus-
bau.

Das vom Zweiten Familienbericht geforderte Erziehungsgeld
wurde 1984 eingeführt. Hier folgte man im Wesentlichen dem
österreichischen Modell, das einen längeren Betreuungszeitraum
mit geringerer finanzieller Leistung vorsah, während das schwe-
dische Modell mit kürzerer Betreuung und finanzieller Leistung
als Lohnersatz nicht durchgesetzt wurde, weil die Rückkehrga-
rantie an den Arbeitsplatz für sinnvoller gehalten wurde. Auch
die vom Zweiten Familienbericht geforderten Beratungseinrich-
tungen im Bereich von Ehe und Familie wurden flächendeckend
umgesetzt. Selbst die von Neidhardt zu Recht kritisierte Sprache
im Bereich von Familien- und Jugendpolitik änderte sich grund-
legend; wer beispielsweise das 1990 verabschiedete neue Kin-
der- und Jugendhilfegesetz zur Hand nimmt, wird nicht nur fest-
stellen, dass dieses Gesetz ganz wesentlich auf dem Achten
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Jugendbericht aufbaut, sondern sich in vielen Teilen einer sozi-
alwissenschaftlichen Sprache bedient.

Wenn wir als Wissenschaftler heute trotzdem mit vielen politi-
schen Maßnahmen und Entwicklungen in diesem Bereich unsere
Schwierigkeiten haben, so hängt das meines Erachtens nicht al-
lein mit der Machbarkeitsorientierung der Politik zusammen.
Jeanne Brooks-Gunn von der Columbia-Universität hat bei einer
Anhörung des amerikanischen Kongresses zur Wirksamkeit von
Maßnahmen zur kindlichen und familiären Entwicklung das Pro-
blem genauer adressiert. Als Wissenschaftler wissen wir, dass
die kindliche Entwicklung von den Lebensumständen abhängig
ist, in denen ein Kind aufwächst, gleichzeitig wissen wir, dass
diese Lebensumstände in etwa auch von Armut oder geringer el-
terlicher Bildung bestimmt sind. Wir wissen auch, dass soziale
und pädagogische Interventionen ihrerseits wiederum von diesen
Umständen beeinflusst werden. Politik muss sich aber, selbst
wenn sie diese Komplexität der Einflussfaktoren auf die kindli-
che Entwicklung reflektiert, in der Auseinandersetzung um Res-
sourcen zunächst möglichst auf eine Maßnahme konzentrieren
und im politischen Geschehen damit argumentieren, dass diese
eine Maßnahme die meisten Probleme lösen wird. Jeanne
Brooks-Gunn hat ihren Report vor dem amerikanischen Kon-
gress mit dem Titel überschrieben: „Glauben Sie an Wunder?“,
um zu betonen, dass die politische Argumentation Effekte ver-
spricht, die unter einer wissenschaftlichen Perspektive gar nicht
eingehalten werden können, jedoch möglicherweise für die poli-
tische Durchsetzung notwendig sind. Sie führt aus, dass, selbst
wenn die Effekte früher Interventionsprogramme langfristig eher
bescheiden ausfallen, es sich lohnt, sich wissenschaftlich und po-
litisch dafür einzusetzen, weil auch bescheidene Erfolge die
kindliche Entwicklung stimulieren.

Als Wissenschaftler muss man einer solchen vereinfachten Ar-
gumentation, wie sie offensichtlich in der politischen Auseinan-
dersetzung notwendig ist, nicht folgen und beispielsweise nicht
glauben, dass Geburtenraten durch den Ausbau der Kinderbe-
treuung beeinflusst werden. Das wäre vielleicht ein wenig jener



33

Wunderglaube. Trotzdem kann man als Wissenschaftler sehr dif-
ferenziert argumentieren, selbst wenn es möglicherweise 15 oder
gar 20 Jahre dauert, bis bestimmte Dinge im politischen System
umgesetzt sind. Der Zweite Familienbericht ist in meinen Augen
ein gutes Beispiel dafür, dass in demokratischen Gesellschaften
selbst Politikbereiche, die, in sich gesehen, nicht zu den Kernbe-
reichen des Regierungshandelns gehören, nicht nur wissen-
schaftlich beraten werden können, sondern auch auf viele dieser
Beratungen reagieren. Das mag zwar dauern, aber viele Dinge
entwickeln sich dann doch überraschend schnell.

Diese Wirksamkeit liegt nicht unbedingt im Umsetzen einzelner
Maßnahmen in konkretes Regierungshandeln, sondern vermut-
lich vor allem darin, dass solche Berichte Argumentationszu-
sammenhänge aufbrechen und neue Denkfiguren in die politi-
sche Diskussion einbringen, zu denen sich alle Parteien im
Parlament positionieren müssen, und dies gilt für die USA wie
für Deutschland. Ob das mal ablehnend, tendenziell zustimmend
oder geradezu enthusiastisch feiernd ist, spielt meines Erachtens
keine Rolle. Wichtiger ist, dass man im politischen Geschäft von
den Positionen, die man einmal bezogen hat, nur schwer abrü-
cken kann. Daher sind Berichte mit einer dezidiert fachlichen
und wissenschaftlichen Fundierung vermutlich sogar wirksamer
als Berichte, die ganz konkret einzelne Handlungsanweisungen
etwa bei der Finanzierung geben.

3 Familienwissenschaftler und familienpolitische 
Handlungsfelder

Die Neigung mancher Fachkollegen, sich schnell mal in einem
Gebiet zu profilieren, das bisher nicht zum Gegenstandsbereich
der eigenen Arbeit gehörte, ist im Bereich der Familienpolitik
immer wieder mit leichtem Amüsement zu beobachten. Das
hängt möglicherweise auch damit zusammen, dass der Wissen-
schaftliche Beirat des entsprechenden Ministeriums, der seine
Gutachten ehrenamtlich fertigt, schon auf Grund dieser instituti-
onellen Struktur anders als etwa in den Wirtschaftswissenschaf-
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ten seine zum Teil vorzüglichen Gutachten nicht immer dann
vorlegen kann, wenn die Themen politisch relevant sind, sondern
eben dann, wenn die Kollegen gemeinsam diese Gutachten fertig
gestellt haben. Diese Ungleichzeitigkeit mindert zwar die öffent-
liche Aufmerksamkeit, nicht aber die Qualität der Gutachten.

Dass hier andere Kollegen schneller sind, die solche Themen
sonst nicht bearbeiten, hat hauptsächlich nur den negativen Ef-
fekt, dass wissenschaftliche Politikberatung so ein gewisses Maß
an Beliebigkeit bekommt. So wird von einigen prominenten
wirtschaftswissenschaftlichen Kollegen die These vertreten, die
geringe Geburtenrate in Deutschland sei auf die hohe Kinderlo-
sigkeit eines Drittels der Frauen und vor allem von 44 Prozent
der Akademikerinnen zurückzuführen und dieses Problem sei
dadurch zu lösen, wenn genügend Kinderbetreuungsplätze zur
Verfügung stünden. Diese Annahme steht in klarem Wider-
spruch zu vielen internationalen demografischen Arbeiten, die
zeigen, dass in ganz Europa, und zwar in West- wie in Osteuropa,
seit Anfang der 70er Jahre ein deutlicher Geburtenrückgang zu
beobachten ist, der in Osteuropa ähnlich wie in der DDR nur
kurzzeitig unterbrochen war; dabei haben vor allem die Länder
mit einem besonders niedrigen Geburtenniveau zu tun, in denen
die Vier- und Mehrkinder-Familie weitgehend verschwunden ist.
So ist etwa in den USA der Anteil kinderloser Frauen mit etwa
20 Prozent auch sehr hoch, aber es gibt aus vielen unterschied-
lichen Gründen auch in der weißen Bevölkerung einen relativ
großen Prozentsatz von Fünfkinder-Familien und Mehrkinder-
Familien. Ähnlich verhält es sich in Frankreich, Finnland und
Schweden, wo der Prozentsatz der Mehrkinder-Familien viel hö-
her ist als in Deutschland, Italien oder Spanien. Die demografi-
sche Forschung bezeichnet diesen Geburtenrückgang in nur etwa
zehn Jahren als demografische Revolution, deren Gleichförmig-
keit in Westeuropa erstaunlich ist, ohne dass man bisher vernünf-
tige Erklärungen dafür gefunden hat. Nur Wissenschaftler, die
zwischen politischen Einzelmaßnahmen und einem bestimmten
Verhalten der Individuen eine Kausalrelation herstellen, machen
sich genau jenes Wunderglaubens schuldig, den Brooks-Gunn so
intensiv kritisiert.
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Friedhelm Neidhardt kritisiert in diesem Bereich aber nicht nur
die Stippvisiten von Wissenschaftlern, die dieses Gebiet nicht re-
gelmäßig bearbeiten, sondern beklagt auch die mangelnde Infra-
struktur im Bereich familienpolitischer Beratungstätigkeit. Ich
habe schon darauf hingewiesen, dass durch die kontinuierliche
Arbeit des Wissenschaftlichen Beirats für Familienfragen in den
letzten Jahren und Jahrzehnten eine Reihe sehr wichtiger Gut-
achten entstanden sind, die aber oft nicht zur Kenntnis genom-
men wurden, weil sie trotz ihrer Qualität in der Fachöffentlich-
keit nicht gewürdigt wurden und im politischen Bereich durch
ein mangelhaftes Timing nicht die Rolle spielen konnten, die ih-
nen möglicherweise zugestanden hätte. Neidhardt meint mit sei-
ner kritischen Reflexion nicht die Kollegen, sondern die institu-
tionellen Strukturen, die eine kontinuierliche Beratungstätigkeit
mit einer genauen Kenntnis dieses Politikfeldes außerordentlich
erschweren.

Nun könnte man meinen, dass in den 25 Jahren seit diesem Auf-
satz die institutionellen Strukturen, die für Kontinuität sorgen
könnten, geschaffen worden sind. Denn ganz ohne Zweifel wa-
ren die Sozialwissenschaften im Etablieren von Institutionen
durchaus erfolgreich. Beispielsweise sind mit dem Sozioökono-
mischen Panel am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung
und dem Familiensurvey am Deutschen Jugendinstitut mächtige
Instrumente entstanden, die eine breite empirische Basis für die
Politikberatung im Bereich von Familie liefern. Auch haben ein-
zelne Bundesländer mit ihren Familienforschungsstellen, wie der
Freistaat Bayern in Bamberg oder das Land Baden-Württemberg
in Stuttgart, Einrichtungen geschaffen mit einer enormen famili-
enpolitischen Beratungskompetenz. Und auf europäischer Ebene
sind im Kontext von EUROSTAT, dem European Household
Panel oder dem Fertility Survey eine Menge empirischer Instru-
mente entstanden, die eine Vielzahl empirischer Daten liefern.

Trotz dieser immensen Investitionen und großen Datenprodukti-
on ist jedoch eine so einfache Frage, wie viele kinderlose Frauen
es gegenwärtig in Deutschland gibt, nicht wirklich zu beantwor-
ten. Folgt man den Daten der familienwissenschaftlichen For-
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schungsstelle in Baden-Württemberg, so sind im Jahr 2000 von
den 35- bis 40-jährigen Akademikerinnen etwa 31 Prozent kin-
derlos, während das Bundesministerium von 44 Prozent ausgeht.
Eine Differenz von 13 Prozent auf der Basis desselben Datensat-
zes, nämlich des Mikrozensus, erscheint mir beachtlich. Die glei-
che Fraglichkeit der mitgeteilten Zahlen gilt beispielsweise auch
für die durchschnittliche Kinderzahl pro Frau, weil die entspre-
chenden Zeitreihen seit 1983 nicht mehr fortgeführt werden. Ich
könnte diese Reihe mit anderen Daten nicht nur auf Bundesebe-
ne, sondern ganz konkret auf Landesebene wie Berlin fortsetzen,
um die Existenz von Widersprüchlichkeiten in ganz zentralen fa-
milienpolitischen Datenfragen zu demonstrieren, die sich nicht
im Promille-, sondern immerhin im einstelligen, manchmal so-
gar zweistelligen Prozentbereich bewegen.

4 Die Sprachlosigkeit der Wissenschaften

Obwohl ich die Analyse von Friedhelm Neidhardt in vielen
Punkten teile, möchte ich eine andere Gewichtung vornehmen.
Wissenschaft kann Politik beraten. Vor allem die Familien- und
Jugendpolitik hat sich in den letzten 25 Jahren so entwickelt,
dass sozialwissenschaftliche Argumentationszusammenhänge
nicht nur gehört, sondern Eingang in die Gesetzgebung (Kinder-
und Jugendhilfegesetz), in die Rechtsprechung (horizontale Ge-
rechtigkeit zwischen Familien und Nicht-Familien) und in die
praktische Familienpolitik (Balance zwischen Familie und Ar-
beitswelt) gefunden haben. Auch sind viele Forderungen des
Zweiten Familienberichts politisch umgesetzt worden, wenn not-
wendigerweise bestimmte Aspekte auch noch der Realisierung
harren. Zudem gilt der Zweite Familienbericht heute als ein her-
ausragendes Beispiel für eine Sozialberichterstattung, wie sie in
anderen Gebieten der Soziologie trotz vieler Bemühungen bisher
nicht realisiert werden konnte. Auch sind in der Folge dieses und
späterer Familienberichte eine Reihe von Instrumenten für eine
empirisch fundierte Datenbasis für die Familienpolitik geschaf-
fen worden.
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Es gibt aber ein zentrales aktuelles Problem, das die Universitä-
ten und die Soziologie selbst betrifft. Professuren, die sich mit
der familialen Sozialisation oder der Interaktion zwischen der
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen, familiären Einflüs-
sen und den sozialen Bedingungen familiären Lebens und kind-
licher Sozialisation auseinandersetzen, sind ebenso verschwun-
den wie eine Reihe von Forschungseinrichtungen, die diese
Fragestellungen bearbeitet haben. Nimmt man Berlin als Bei-
spiel, es könnten aber auch München, Bielefeld oder Mannheim
sein, dann ist festzustellen, dass im Max-Planck-Institut für Bil-
dungsforschung jene Abteilung, die Sozialisationsforschung be-
trieben hat, umgewidmet wurde; die entsprechenden Lehrstühle
an der Freien Universität sind dem Spardiktat des Politischen Se-
nats und den Abstimmungen der Universitäten ebenso zum Op-
fer gefallen wie dies gerade auch an der Technischen Universität
und der Humboldt-Universität geschieht. Dieser Prozess, der in
ganz Deutschland zu beobachten ist, hat allerdings auch seine
Ursache in der Wissenschaft selber. Denn wer die Publikationen
im Zweiten Familienbericht von 1975 mit Büchern vergleicht,
die in ihrer 20. Auflage im letzten Jahr erschienen sind, muss mit
Erschrecken feststellen, dass sich diese Disziplin theoretisch nur
wenig entwickelt hat.

Einer der Gründe ist darin zu sehen, dass zumindest in Deutsch-
land bei der Professionalisierung der Sozialwissenschaften der
interdisziplinäre oder transdisziplinäre Zugang, der inzwischen
international Standard ist, nicht stattgefunden hat. An dem Be-
richt der American Academy of Science „From Neurons to
Neighborhood“ arbeiten selbstverständlich Soziologen, Ent-
wicklungspsychologen, Neurobiologen und Pädagogen zusam-
men, oder in dem Report „The Well-Being of Children and Fam-
ilies“ gibt es neben einem großen Kapitel über die Messung
kindlichen und familiären Wohlbefindens auch Kapitel über
Werte und Präferenzen, über Schulnachbarschaft und Politik,
aber natürlich auch ein Kapitel über die physiologischen und ge-
netischen Einflussfaktoren kindlichen familiären Wohlbefin-
dens. In einer amerikanischen Universität wie etwa Penn State
findet sich selbstverständlich ein „Center for Human Develop-
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ment“ mit Arbeitsgruppen zu neurobiologischen, haushaltsöko-
nomischen und familienwissenschaftlichen Fragestellungen, mit
sozialwissenschaftlichen Arbeitsgruppen zu bestimmten Politik-
feldern, aber ebenso erziehungswissenschaftlichen und biologi-
schen Arbeitsgruppen. In Deutschland leisten wir uns den (ver-
meintlichen) Luxus, auf solche Einrichtungen trotz spezifischer
Versuche zu verzichten.

Als Ergebnis werden wir die kindliche Entwicklung und die fa-
miliäre Lebensumwelt von Kindern in Zukunft nicht nur mit
völlig veralteten theoretischen Modellen analysieren und uns in
diesem Bereich nicht nur in der Wissenschaft aus dem internatio-
nalen Wettbewerb verabschieden (was schon längst geschehen
ist), sondern wir werden auch im Bereich der Familienpolitik
froh sein, von den Erkenntnissen anderer zu profitieren. Und es
ist nicht gut, an einem so erfreulichen Tag feststellen zu müssen,
dass, wenn auch aus Gründen, die in der Wissenschaft selbst lie-
gen, Friedhelm Neidhardts 25 Jahre alte Kritik leider im Wesent-
lichen immer noch Gültigkeit besitzt.
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Hans-Peter Müller

Wozu Theorie?

„Theorien sind gewöhnlich Übereilungen
eines ungeduldigen Verstandes, der die Phänomene

gerne los sein möchte (…).“
Goethe, Maximen und Reflexionen

Vorbemerkung

Trotz der Skepsis von Goethe ist dieser Titel natürlich eine rhe-
torische Frage, zumal aus dem Munde eines Theoretikers und
Allgemeinen Soziologen. Und doch muss sich jeder Sozialwis-
senschaftler in seiner Untersuchung fragen, ob und wenn ja, wie
viele und vor allem welche Theorie oder Theorien man benötigt.

Das Gros der empirischen Sozialforschung, aber auch der histo-
rischer Studien, kommt fast gänzlich ohne jede Theorie aus. An
die Stelle von Theorien rücken Statistiken oder Quellen. Mithin
handelt es sich um Sozialstatistik aus dem Geiste des Empiris-
mus oder interpretative Erzählungen aus dem Geiste des Histo-
rismus Rankescher Prägung, getreu der Frage: Wie ist es bzw.
„wie ist es eigentlich gewesen“? All das liefert u.U. interessantes
empirisches und interpretatives Material, was aus Sicht der Sozi-
alwissenschaften indes nur Vorarbeit ist und sein kann. Häufig
ergibt diese Vorgehensweise eine Beschreibung, häufig genug
durchsetzt mit Bewertungen oder Werturteilen im Weberschen
Sinne – bestenfalls ist das Ergebnis eine Interpretation, die stim-
mig erscheint und Verstehen suggeriert.

Die Sozialwissenschaften sind indes ehrgeiziger und anspruchs-
voller: Sie wollen erklären. Also nicht nur beschreiben, wie es
gewesen ist, sondern eruieren, warum etwas wie passiert ist. Das
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„Warum“ verweist auf kausale Analyse, das „Wie“ auf funktio-
nale Analyse. Freilich – seit ihrem Beginn haben die Sozialwis-
senschaften ihren Platz zwischen den beiden Kulturen der Natur-
und Geisteswissenschaften gesucht und, so meine These, nach
zweihundertjähriger Recherche auch gefunden. Die Soziologie
vermittelt also zwischen Erklären und Verstehen einerseits, zwi-
schen Theorie und Praxis andererseits (s. Abb. 1).

Wer erklären will, braucht Theorie und/oder Methode für seine
Analyse – am besten beides und das im richtigen Theorie/Metho-
den-Mix. Man sollte also nicht von einem Problem direkt zur
Analyse voranschreiten, sondern vermittelt über Theorie und
Methode (s. Abb. 2, S. 42). Erst durch ein geeignetes Theorie-
und Methodendesign wird aus der Soziologie eine Sozialwissen-
schaft, die mehr ist als eine Reportage aus dem Geiste des Jour-
nalismus, mehr auch als Sozialstatistik aus dem Geist des Empi-
rismus und mehr als Historismus aus dem Geiste von Ranke.

Abb. 1:
Die drei Kulturen. Sozialwissenschaften im Fadenkreuz von Geistes- und 
Naturwissenschaften
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Aber wie? Im Lichte dieser Frage möchte ich in drei Schritten
zunächst die Herangehensweisen klären, sodann, was Theorie
meint, um schließlich im Lichte der Funktionen von Theorien
drei Wege der Konstruktion von Bezugsrahmen aufzuzeigen,
was uns zu Friedhelm Neidhardts Thema „Logik – Soziologik“
führen wird.

1 Der Griff nach der sozialen Wirklichkeit

Jede sozialwissenschaftliche Analyse sollte versuchen, nicht nur
zu beschreiben, sondern auch zu erklären und zu beurteilen. Die-
se Trias – Beschreibung, Erklärung und Beurteilung – ist essen-
ziell für Theoriebildung und Gesellschaftsanalyse. Zunächst
steht, und das hat die Soziologie als historische Sozialwissen-
schaft mit der Geschichtswissenschaft gemeinsam (Müller/
Schmid 1995: 12ff.), am Anfang jeglicher Bemühung um Analy-
se eine prägnante Beschreibung. Sie bedarf intimer Gegen-
stands- und Feldkenntnis, wie das etwa Bourdieu (1992) stets
fordert, oder einer umfassenden Quellen- und Datenkenntnis,
wie das die Historiker (Skocpol 1984) selbstverständlich voraus-
setzen. Die deskriptive Funktion der Analyse sucht die Frage
„was geschieht?“ durch eine möglichst genaue Identifikation der
Phänomene und Ereignisse, Fakten und Prozesse zu beantwor-
ten. Das Ziel solcher Beschreibungen ist ein erstes Gesamtbild,
das den prozessualen Verlauf und die strukturelle Verortung des
infrage stehenden Phänomens nachzeichnet (Wallerstein 1991:
135ff.). Dieser gemeinsame Boden, den Soziologie und Ge-
schichtswissenschaft teilen, ist aus der Sicht der Sozialwissen-

Abb. 2:
Das Grundproblem



43

schaft allerdings nur der erste Schritt, ja die Vorarbeit, um sich
analytisch auf das Terrain der Erklärung vorzuwagen.

Das Feld der Erklärung ist natürlich weit und reicht von quanti-
tativ-statistischen Aussagen bis zu sinnverstehenden Interpreta-
tionsversuchen. Stets geht es bei der explanatorischen Funktion
soziologischer Analyse um die Frage nach dem „Warum?“ des
beobachteten Geschehens und den Versuch, Ursachen, Trieb-
kräfte und Mechanismen sozialer Prozesse zu bestimmen. Letzt-
lich besteht das Ziel solcher Bemühungen immer darin, die Dy-
namik des Prozessgeschehens zu fassen. Im analytischen
Idealfall erfolgt das durch eine abstrakte Modellierung des be-
treffenden Prozesses, die eine geordnete Identifizierung der Pro-
zessvariablen, deren Relationen und Verkettungen, der externen
Parameter des Geschehens, seiner Anfangs- und Randbedingun-
gen usw. voraussetzt. Wohlgemerkt abstrahiert diese Modellbil-
dung bewusst vom konkreten historischen Geschehen, um die
formalen Verlaufskonturen des fraglichen Prozesses herauszu-
finden. Gleichgültig, wie ausgearbeitet das vorgeschlagene Mo-
dell ist, es verzichtet auf eine „Abbildung“ der konkreten sozia-
len Wirklichkeit; vielmehr beschränkt es sich darauf, deren
wesentliche Struktur- und Prozessaspekte „nachzubilden“ oder,
besser, zu rekonstruieren. Eine solche Rekonstruktion wird ohne
eine erklärende Theorie, ja ohne den Rückgriff auf eine Gesell-
schaftstheorie nicht auskommen können und bleibt folglich auf
die explikativen Leistungen der Handlungs- und Sozialwissen-
schaften angewiesen.

Erst auf dieser doppelten Basis, der historisch sorgfältigen Be-
schreibung und der theoriegestützten Erklärung, lässt sich eine
Beurteilung sozialer Prozesse anschließen. Diese evaluative
Funktion sucht die Frage „Was bedeutet das Geschehen?“ zu be-
antworten. Es geht also nicht einfach um Beschreibung und Er-
klärung eines Prozesses, sondern um den Versuch, dessen
tieferen Sinn und Bedeutung zu ergründen. Die Deutung der Be-
deutung und die Verfügbarmachung des Sinnes erstrecken sich
nicht nur auf die Implikationen und Konsequenzen des fraglichen
Geschehens für Kultur, Gesellschaft und Lebensführung – sind
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das doch Fragen und sachliche Beurteilungen, die durchaus noch
im (fach-)wissenschaftlichen Rahmen diskutiert werden können.
Vielmehr soll darüber hinaus – und an diesem Heraustreten aus
dem engeren fachlichen Rahmen der Soziologie dürfte die Ge-
sellschaft ein besonderes Interesse haben – das grundsätzliche
Urteil gefällt werden, ob das Geschehen „gut“ oder „schlecht“,
„sinnvoll“ oder „sinnlos“ ist, ob wir mit „Fortschritt“ oder
„Rückschritt“ zu rechnen haben, kurz: ob es der weiteren Kultur-

Abb. 3:
Sozialer Wandel
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und Zivilisationsentwicklung dienlich ist. Ein besonders heikles
Problem ist eine solche normative Beurteilung natürlich allemal
– verstoßen wir damit nicht gegen Webers Gebot der Werturteils-
freiheit? Nicht notwendigerweise, wenn man Webers (1973) ei-
gene Maßstäbe soziologischer Urteilskraft zugrunde legt. Im
Schnittfeld von Philosophie und Soziologie, normativer und em-
pirischer Wissenschaft etwa, ist es sinnvoll, wenn man unter-
sucht, ob das Sollen und auch das Wollen Können impliziert. Wo
das negativ beurteilt wird, kann man das infrage stehende Ideal
gleich ins Reich der Utopie oder der schieren Wünschbarkeit ver-
weisen und auf die Gefahren aufmerksam machen, welche die
mangelnde Machbarkeit dann für alle gesellschaftlichen Reali-
sierungsversuche mit sich bringt (s. Abb. 3).

2 Der Griff in die Theoriekiste

Um die sozialwissenschaftliche Analyse in Gestalt von Beschrei-
bung, Erklärung und Beurteilung vorantreiben zu können, so hat-
ten wir gesagt, benötigt man „Theorie“. Was meint Theorie und
welche Arten von Theorien gibt es?

Im wissenschaftlich-technischen Zeitalter vergessen wir allzu
leicht, dass Theorie oder Wissenschaft allgemein keineswegs die
einzige Form des Wissens darstellt. Vielmehr gibt es Ideologien,
Religionen, Esoterik, Zauberei und alle möglichen Formen von
Weltanschauungen, die nicht streng wissenschaftlicher Natur
sein müssen und doch Eingang in unser Denk-, Wahrnehmungs-
und Handlungsrepertoire finden. Als rational-aufgeklärte Men-
schen schenken wir eher wissenschaftlich geprüftem Wissen
Vertrauen, und doch glauben wir sonst auch noch an alles Mög-
liche, z.B. an die Sterne oder Wettervorhersagen.

Was versteht man nun unter Theorie? Ich definiere Theorie als
geordnete Menge von Propositionen mit einer bestimmten
Reichweite, die zwei Funktionen hat:
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1. eine ordnende, systematisierende und kodifizierende Funk-
tion;

2. eine hypothesengenerierende Funktion.

Im Grunde genommen habe ich damit in eine Definition die bei-
den Typen von Theorie inkorporiert, die man eigentlich systema-
tisch unterscheiden sollte:

1. allgemeine Theorien, häufig auch Paradigmen (Kuhn 1973)
und wissenschaftliche Forschungsprogramme (Lakatos/
Musgrave 1970) genannt, die vor allem einen Begriffsappa-
rat und eine gemeinsame Sprache den Sozialwissenschaften
bereitstellen, mit der Forscher arbeiten können.

2. spezifische Theorien, die einen bestimmten Gegenstand kon-
zeptualisieren und ein Set von empirisch testbaren Hypothe-
sen zur Verfügung stellen, die Forscher ihrerseits in ihren
Studien prüfen können.

Häufig werden diese beiden Typen voneinander nicht hinrei-
chend geschieden, zumal es sich wirklich nur um eine analyti-
sche Unterscheidung handelt. Natürlich sollten auch allgemeine
Theorien nicht nur einen Begriffsapparat bereitstellen, sondern
etwas über die soziale Wirklichkeit aussagen. Auch wenn sie
vielleicht nicht gerade die Hypothesengenerierung anregen, weil
sie dazu zu abstrakt sind, ist der konzeptuelle Apparat selbst
schon geronnene Wirklichkeitserfahrung etwa der Verfassung
moderner Gesellschaften. Und häufig gehen sie ineinander über.
Ein Beispiel: In den 50er und 60er Jahren entstand als Reaktion
auf die übermächtige Ordnungs- und Konsensustheorie von Tal-
cott Parsons die so genannte Konflikttheorie (Collins 1973) in lo-
sem Anschluss an Karl Marx und Max Weber, so etwa bei John
Rex in England, Ralf Dahrendorf in Deutschland und Thomas
Schelling in Amerika. Zweifelsohne ist die Konflikttheorie eine
allgemeine Theorie oder ein Paradigma, zugleich beheimatet sie
eine ganze Familie von Konflikttheorien und -theoremen. Aus-
gehend von der grundlegenden Unterscheidung, ob es sich um
Wert- und Identitätskonflikte oder Verteilungskonflikte handelt,
kann man Theorien aufstellen über ethnischen Konflikt, Klas-
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senkonflikt, politischen Konflikt zwischen Staaten (der Realis-
mus und Neorealismus von „International Relations“), Ge-
schlechterkonflikt oder Kulturkonflikt. Immer werden um einen
Kern von theoretischen Annahmen, schließlich dreht es sich in
allen Fällen um Konflikt, gegenstandsbezogene und damit die
Besonderheit des Untersuchungsobjektes respektierende spezifi-
sche Theorien aufgestellt: Ethnie, Klasse, Nationalstaaten, „gen-
der“ oder Kultur.

Die großen Theorien oder Großtheorien, die wir haben, sind in
diesem Sinne allesamt auch und vor allem Paradigmen oder
Schulen wie etwa der Marxismus, Funktionalismus, Strukturalis-
mus, die Kritische Theorie, der Feminismus und die Geschlech-
terforschung, die International Relations oder die International
Political Economy. Ähnliches gilt für den Gegensatz von Hand-
lungstheorie und Systemtheorie (vgl. Alexander et al. 1987; Mül-
ler 1992; Schimank 2000).

Da der Begriff des Paradigmas ebenfalls nicht unumstritten ist,
schlage ich vor zu unterscheiden zwischen Sozialtheorie, sozial-
wissenschaftlicher Theorie und Gesellschaftstheorie. Sozialtheo-
rien behandeln die allen Sozialwissenschaften gemeinsamen ge-
nuinen Probleme wie:

1. Was heißt Handeln und was ist ein Akteur?
2. Was heißt soziale Struktur, was heißt soziales System?
3. Wie ist das Verhältnis von Handeln und Struktur zu konzep-

tualisieren?
4. Wie wird das Aggregationsverhältnis zwischen Mikro-, Me-

so-, Makro- und globalen Phänomenen gefasst und wie rela-
tioniert die Theorie die Ebenen von Interaktion, Organisation
und Gesellschaft (vgl. Giddens 1984; Luhmann 1997; Smel-
ser 1997)?

Die Leistungen von Sozialtheorien beziehen sich nicht in erster
Linie darauf, ob und wie sie die soziale Wirklichkeit erklären,
sondern ob und wie sie diese theoretischen Probleme so lösen,
dass man einen elaborierten Bezugsrahmen für die eigenen Stu-
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dien gewinnt. Ihre Leistung ist vor allem theoretischer, nicht so
sehr empirischer Natur.

Sozialwissenschaftliche Theorien umfassen das gesamte Arsenal
von Einzeltheorien über spezifische Gegenstände. Ihre Leistung
besteht in der Erklärung der empirischen Wirklichkeit oder von
Ausschnitten derselben.

Gesellschaftstheorien scheinen eine Spezialität der Soziologie
zu sein. Seit ihren Anfängen hat sie versucht, das gesamte En-
semble der gesellschaftlichen Verhältnisse zu konzeptualisieren
und zu erklären. Beispielsweise begriff Tocqueville Demokratie
nicht nur als Regierungsform – wie heute üblich –, sondern als
Lebensform; ebenso verstand Marx unter Kapitalismus nicht nur
eine Wirtschaftsweise, sondern eine Lebensweise. Gesellschafts-
theorien vereinigen damit drei Leistungen auf sich, die heute nur
noch schwer zu meistern sind:

1. der Entwurf eines theoretischen Begriffsapparats, bezogen
auf die zu analysierende Gesellschaft – in diesem Sinne „Ge-
sellschaftstheorie“;

2. die Untersuchung der zeitgenössischen Gesellschaft im Lich-
te des eigenen Bezugsrahmens – in diesem Sinne „Gesell-
schaftsanalyse“;

3. die Zeitdiagnose und Kritik von Missständen, Problemen und
Krisen, die dem Gesellschaftstyp chronisch innewohnen – in
diesem Sinne „Gesellschaftskritik“.

Heute hingegen scheinen 1–3 (vgl. dennoch Runciman 1983,
1989, 1997) nicht mehr ohne weiteres ineinander zu greifen.

3 Die Magie der Theorie

Worin bestehen nun die Leistungen einer Theorie? Wozu also
Theorie? Nach meiner Auffassung liegen die möglichen Leistun-
gen jeder Theorie in ihren vier Funktionen. Dieser Funktions-
und Leistungskatalog (vgl. Abb. 4) beansprucht nicht vollständig
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zu sein, ermöglicht jedoch, die vorrangigen Errungenschaften ei-
ner Theorie zu umschreiben.

1. Die konzeptuelle Funktion liegt in der Begriffsbildung. Eine
Theorie, welcher Art auch immer, stiftet einen Leitbegriff
oder einen Katalog von meist untereinander verbundenen Be-
griffen, welche die Analyse anleiten können. Sie sind gleich-
sam die Stangen im Nebel oder die Axt, mit der man sich eine
Schneise durch das Dickicht der Bäume schlägt, ohne die es
keinen Blick auf den Wald gibt. Nehmen wir nur nochmals
die Klassiker: Demokratie und Despotismus (Tocqueville),
Kapitalismus und Ausbeutung (Marx), Rationalisierung und
Bürokratisierung (Max Weber), Industrialisierung und Ano-
mie (Emile Durkheim).

2. Die kreative Funktion der Theoriebildung liegt in der Hypo-
thesengenerierung, mit der die empirische Analyse angeregt
wird. Diese innovative Leistung markiert den analytischen
Mehrwert theoretisch angeleiteter Untersuchungen.

3. Die kodifikatorische Funktion einer Theorie sorgt für die
Ordnung im Theoriegebäude – eine bewährte Theorie, viel-

Abb. 4:
Funktionen von Theorien
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fach getestet, wird auf diese Weise immer reicher und ein rei-
fes Instrument, dessen man sich um so lieber bedient, je er-
folgreicher sie ist.

4. Schließlich die explanatorische Königsfunktion – das ist die
Erklärung. Alles Theoretisieren könnte man sich sparen,
wenn es nicht gelänge, soziale oder politische Phänomene
schlussendlich zu erklären. Erklärungen umschreiben stets
Versuche, ein Explanandum zurückzuführen auf ein Expla-
nans, also Ursachen oder Faktorenbündel, die für den fragli-
chen Sachverhalt verantwortlich zeichnen.

In der sozialwissenschaftlichen Theoriediskussion grassierte
stets die Frage, welche Art von Theorie für diese vier Funktio-
nen am besten geeignet ist. Die beiden konkurrierenden Kandi-
daten: Grand Theories oder Großtheorien auf der einen Seite
und Theorien Mittlerer Reichweite (vgl. Parsons 1951; Merton
1968) auf der anderen Seite. Dieser Streit ist eigentlich bis auf
den heutigen Tag (vgl. Barlösius/Müller/Sigmund 2001; Hed-
ström/Swedberg 1998) unentschieden. Von ihren Versprechun-
gen her müssten wir alle zu Großtheoretikern werden, aber es
gibt auch unübersehbare Nachteile. Die Theorien Mittlerer
Reichweite scheinen bescheidener aufzutreten, versprechen
nicht so viel und scheinen dadurch gerade in der gegenwärtigen
Lage und Situation vielversprechender (s. Abb. 5). Entscheiden
müssen wir diesen Streit an dieser Stelle nicht, vielmehr gilt es
zu wählen – im Lichte des eigenen Themas und der gewählten
Problem- und Fragestellung.

Was tun? Nach dem Grad der „Theoretizität“, so mein Vor-
schlag, kann man drei analytisch distinkte Formen des Bezugs-
rahmens unterscheiden: den formalen, den konzeptuellen und
den theoretischen Bezugsrahmen.

Erstens lässt sich das Argumentationsmaterial rein formal nach
einigen festgelegten Kriterien organisieren und übersichtlich an-
ordnen; in diesem Sinne gewährt ein formaler Bezugsrahmen ei-
ne erste Orientierungs- und Ordnungsleistung, trägt aber seiner-
seits nicht zur Erstellung von Hypothesen bei; er hat eine
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Ordnungs- und keine theoretische Funktion. Prominente Bei-
spiele für diese Kategorie von Bezugsrahmen sind etwa: Par-
sons’ Unterscheidung in soziale und nicht-soziale Objekte und
letztere weiter in physische und kulturelle Objekte, auf die hin
sich ein Aktor prinzipiell orientieren kann. Oder Luhmanns be-
liebte Unterscheidung von Tatbeständen in zeitlich, sachlich und
sozial. Bei historischen Arbeiten ist natürlich die Chronologie

Abb. 5:
Grand Theory versus Middle Range Theory
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äußerst beliebt, sei es die Magie der runden Zahlen oder der so
genannten Wendepunkte (wie 1945, 1968 oder 1989) oder seien
es Phasen oder Perioden, in die man das behandelte Geschehen
einteilt.

Während ein solcher formaler Bezugsrahmen immer ad hoc ein-
geführt werden kann, ohne den Tatsachen und Ereignissen allzu
große Gewalt anzutun, trifft das – zweitens – auf den konzeptu-
ellen Bezugsrahmen nicht zu. Ein solcher Bezugsrahmen hat
konditionierende und kontrollierende Funktion. Er konditioniert,
indem er die Dimensionen der Analyse im Lichte der Problem-
stellung vorgibt, die Kriterien der Selektion von Tatsachen be-
nennt und die Hypothesenerzeugung bestimmt. Er kontrolliert,
denn der konzeptuelle Rahmen gewährt zu jeder Zeit die Prüfung
der Frage, ob die materiale Analyse die Problemstellung ange-
messen aufnimmt und eine Reihe von plausiblen Antworten be-
reithält. Ein konzeptueller Bezugsrahmen ist zwar nicht beliebig
zu handhaben, doch dafür kommt ihm bereits ein eminent theo-
retischer Stellenwert zu: Er ist die Basis für die Hypothesenbil-
dung. Ein Beispiel ist etwa die Systemtheorie als Kalkül, die mit
den Konzepten System, Struktur und Funktion materialen Sach-
verhalten ihre systemhafte Logik anträgt.

Drittens enthält dagegen ein theoretischer Bezugsrahmen voll-
ends alle Elemente einer entwickelten Theorie. In dem Maße
seiner erfolgreichen Anwendung und überzeugenden Erklä-
rungsleistungen gewinnt er den Status eines legitimen Erklä-
rungsmodells für einen fraglichen theoretischen Sachverhalt.
Beispiel hierfür wäre etwa die voluntaristische Handlungstheorie
von Talcott Parsons (1968) – der „Handelnde-in-Situation“ –, die
den Versuch einer tragfähigen Synthese aus vorangegangenen
handlungstheoretischen Bemühungen darstellt.

Die Entscheidung, welche Art von Bezugsrahmen man wählt,
hängt sicher von Problemstellung und Methodenwahl mit ab. Bei
den meisten historisch-empirischen Themen genügt ein formaler
bis konzeptueller Bezugsrahmen. Hier sollte man sich an dem
vorhandenen Theorienbestand orientieren. Zwei Optionen sind
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prinzipiell möglich: Man orientiert sich an einer Theorie oder
Theorietradition und schreibt die eigene Arbeit im Lichte dieser
Theorie. Oder man nimmt sämtliche infrage kommenden Theo-
rien und lässt sie in der eigenen Analyse gegeneinander konkur-
rieren, um am Ende zu entscheiden, wer den „beauty-contest“
dank größter Erklärungskraft und/oder Anwendbarkeit gewon-
nen hat. Natürlich ist als „dritter Weg“ jede Form des kreativen
Eklektizismus möglich, solange er selbst wieder gut begründet
ist und in der Analyse weiterführt. Theorien sind wahr oder
falsch und mehr oder weniger nützlich, aber entscheidend ist und
bleibt, ob und wie stark sie die eigene Analyse vorantreiben.

Man könnte dafür viele gelungene Beispiele aus den Sozialwis-
senschaften anführen. Das kann ich mir indes sparen, denn Fried-
helm Neidhardts Verdienst ist es, Theorie und Empirie in der
Forschung in kongenialen Kontakt gebracht zu haben, ob es sich
um Familie (1965, 1975), soziale Schichtung (1967), Öffentlich-
keit (1994a, 1994b, 1994c, 1995), Gruppen (1983), Terrorismus
(1981, 1982, 1985, 2004), soziale Bewegungen (1994c) oder
Kultur und Gesellschaft (Neidhardt/Lepsius/Weiß 1986) han-
delt. Das Geheimnis seines Erfolgs hatte ich schon eingangs sei-
ner Georg Simmel-Vorlesungen an der Humboldt-Universität im
Jahre 2000 hervorgehoben. Zwei Dinge sind es: „state of the art“
und empirische Anschlussfähigkeit. Mit theoretischer Offenheit
und methodischer Pragmatizität werden die Probleme stets in
den Kontext ihrer ideengeschichtlichen und theoretischen Bezü-
ge gestellt; dann aber wird, mitleidlos und zuweilen rigoros, die
Gretchenfrage nach der empirischen Bearbeit- und Untersuch-
barkeit aufgeworfen und, intersubjektiv nachprüfbar, konstruktiv
gelöst. Das macht jede seiner Arbeiten zu einem Paradigma so-
ziologischen Denkens und Forschens, an dem sich Studierende
und Kollegen orientieren können.
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Friedhelm Neidhardt

Logik – Soziologik

Ich konnte ja damit rechnen, dass am heutigen Nachmittag von
mir die Rede sein würde. Ich durfte mir auch vorstellen, dass da-
bei nichts auffällig Ausfälliges über mich verbreitet werden wür-
de. Schon nach den Regeln der klassischen Rhetorik geht es bei
einer Lobrede ja nicht nur darum, am Objekt der Würdigung
„das Gute zu verschönern“, wie es bei Cicero heißt, sondern
auch „das Schlimmere gänzlich zu verdecken“. In diesem Sinne
ist meinen Vorrednern eine mir sehr bekömmliche Einseitigkeit
gelungen. Ich nehme ihre Würdigung dann auch ohne den Ver-
such an, die Dinge, die mich betreffen, zurechtzurücken. Viel-
mehr danke ich sehr herzlich für das, was über mich gesagt, und
für das, was über mich nicht gesagt wurde. Ich vergnüge mich an
dem Lob über diesen Tag hinaus. Es ist schön, von einer Univer-
sität geehrt zu werden, die dabei ist, ihren großen Ruhm einzuho-
len. Und es ist schön, nun honoris causa einem Institut zugerech-
net zu werden, das zu den Besten des Landes gehört.

Nun zu meinem angekündigten Thema „Logik – Soziologik“ –
dies aber mit dem Blick auf die Uhr kürzer als ursprünglich ge-
plant. Als ich nämlich vor mehr als zwei Monaten aufgefordert
war, für den Einladungsdruck den Titel meines akademischen
Beitrags zu dem heutigen Zeremoniell anzugeben, konnte ich
nicht wissen, wie viele Kollegen sich für heute Nachmittag vor-
genommen hatten, mich zuerst einmal gar nicht zu Wort kom-
men zu lassen. Nachdem ich ihnen zugehört habe, bin ich ver-
sucht, es wie jener Freund zu halten, von dem Kurt Tucholsky
berichtet, er habe sich, wenn genötigt, bei einer Tischgesellschaft
einen Toast von sich zu geben, immer damit begnügt zu sagen:
Meine Damen und Herren – ich komme nun zum Schluss! So
schnöde will ich nun doch nicht vor Sie hin- und sofort wieder
abtreten. Ich möchte meine Rede aber dadurch abkürzen, dass
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ich Ihnen im Folgenden an einigen Stellen nur sage, was ich ei-
gentlich hätte sagen wollen.

Ich hätte Ihnen eigentlich sagen und rundum ausführlich begrün-
den wollen, dass mein heutiges Vergnügen neben allem Sonsti-
gen auch durch die anhaltende Lust an jener Wissenschaft be-
stimmt wird, in die man mich nun zum zweiten Mal promoviert,
also die Soziologie. Und das hängt mit Folgendem zusammen:

Soziologie hat es, wenn sie sich die Gesellschaft zur Beschrei-
bung und Analyse vornimmt, mit Handlungsfeldern zu tun, die
sich den glasklaren, eindeutig ausrechenbaren, deshalb aber auch
ziemlich überraschungsfreien, um nicht zu sagen: langweiligen
Regeln der Logik nur sehr begrenzt fügen. Soziologie selber
muss sich natürlich an die Regeln der Logik halten, um ihren
akademischen Auftrag erfüllen zu können – die gesellschaftliche
Praxis muss dies aber nicht unbedingt. Gesellschaft ist nämlich –
anders als die Wissenschaft – keine Veranstaltung zur Bearbei-
tung von Wahrheitsfragen. Es geht in ihrer Praxis vornehmlich
um Handlungsfragen, die unter dem Druck widersprüchlicher
Überzeugungen und Interessen ihrer Bürger und in Abhängigkeit
von wechselnden, oft unvorhersehbar rasch und sprunghaft
wechselnden, Umständen zu lösen sind.

Handlungsfelder, die unter solchen Bedingungen operieren, kön-
nen es sich gar nicht leisten, ihre Ordnung nach den rigiden Re-
geln klassischer Logik einzurichten. Wahrheitsfragen delegieren
sie vornehmlich an die Wissenschaft, für bestimmte Notfälle
auch an die Gerichte. Dass nach Maßgabe eines principium
contradictionis, des Kernsatzes der aristotelischen Logik, einan-
der widersprechende Sätze nicht zusammen wahr sein können,
dass zwischen ihrem Widerspruch nichts vermitteln kann, dass
es also immer nur ein Entweder-oder gibt1 – dies wäre für die ge-
sellschaftliche Praxis eine völlig unterkomplexe, überdies eine
gefährliche Regel. Gesellschaften könnten ihre Widersprüche
nämlich nur loswerden, wenn sie ihre Bürger in dem Zustand der
Friedhofsruhe verängstigen oder gar totschlagen würden. Über-
lebenswillige Gesellschaften sind deshalb Veranstaltungen nicht
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zur Ausmerzung, sondern zur Zivilisierung von Widersprüchen.
Und sie erreichen dies nur durch kunstvolle Vorkehrungen der
zeitlichen, sachlichen und sozialen Trennung unverträglicher
Geltungsansprüche. Dies ist Teil jener Technik, die Georg Sim-
mel für „eine der größten Erfindungen der Menschheit“ hielt,
nämlich des Kompromisses.2 Kompromiss aber kommt nur unter
Beachtung der jeweils vorhandenen Opportunitäten zustande,
weshalb die gesellschaftliche Praxis sich weit unterhalb ihrer he-
roischen Tugendrhetorik seit jeher mit Opportunismus am Leben
erhält – mit einem Opportunismus, der sich nun auch mit den
Reinheitsgeboten logischen Denkens schlecht verträgt.

Das Alltagsdenken – und das muss der Soziologe immer wieder
lernen – stört sich nicht an den „mal-so, mal-so“-Prinzipien sozi-
aler Praxis, solange dieser das Eine wie das Andere jeweils in
den Kram passt. Vielleicht bietet nichts einen besseren Eindruck
von der scheinbaren Beliebigkeit der Soziologik als der sog.
„Common sense“. Von diesem behauptete Clifford Geertz mit
Recht, seine „Weisheit“ stelle sich als ein „schamloses und
vorbehaltloses ad-hoc-Wissen“ dar.3 Wenn man etwa Karl Sim-
rocks Sammlung von genau 12.396 deutschen Sprichwörtern4

auch nur durchblättert, merkt man schnell, dass sie insgesamt ein
„Potpourri disparater Inhalte“ darstellt, um noch einmal ein
Wort von Geertz zu benutzen – ein Konvolut nämlich, das für je-
de Situation sowohl eine Regel als auch deren gerades Gegenteil
parat hält. Randbedingungen und deren Konstellationen ent-
scheiden darüber, welche Selektionen jeweils opportun sind.

Zu dem Eindruck der Beliebigkeit trägt im Übrigen auch der lie-
derliche Alltagsumgang mit Wörtern bei. Und dieser Umstand ist
so folgenreich, dass man auch deshalb wünschen möchte, die So-
ziologie besäße, was sie nicht hat, nämlich eine beachtenswerte
Sprachsoziologie. Mit Wörtern konstruieren sich gesellschaftli-
che Gruppen und alle Einzelnen die Welt, zu der sie sich verhal-
ten wollen, und neue Wörter schaffen für sie neue Wirklichkei-
ten. Nur als Beispiel: Seitdem das Wort „mobbing“ in Umlauf
kam, fühlen sich am Arbeitsplatz alle schlecht behandelt.
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Solche Effekte entstehen dadurch, dass man zumindest im au-
ßerwissenschaftlichen Gebrauch von Wörtern in der Regel nicht
wirklich weiß, was sie genau bedeuten. Für die Wissenschaft gilt
das, was Alfred Schütz das „Postulat der höchstmöglichen
Klarheit und Deutlichkeit aller benutzten Begriffe und
Vorstellungen“ 5 genannt hat. Für die normale Praxis des sozialen
Lebens wären entsprechende Definitionsregeln aber desaströs,
wie die ethnomethodologischen Krisenexperimente Harold Gar-
finkels und seiner Studenten gezeigt haben.6 Dadurch, dass wir
nicht so genau wissen, was ein Anderer mit einem bestimmten
Wort meint, bleibt verborgen, dass er etwas ganz anderes meinen
könnte, als wir glauben. Erst die Vagheit der Wörter sichert in-
mitten fundamentaler Ambivalenzen und Widersprüche jene
Konsensfiktionen, von denen die Friedlichkeit normalen Lebens
abhängt. Das gilt nicht nur für die niedere Sprachebene des All-
tags, sondern zum Beispiel auch für die hohe Sprache des Grund-
gesetzes. Wären zum Beispiel Wörter wie „Würde“ und
„Freiheit“ nicht so weitgehend leerformelartig, könnten sie
kaum einen überzeitlichen Verfassungskonsens zwischen Bür-
gern sehr unterschiedlicher Überzeugungen und Interessen be-
gründen – und das Bundesverfassungsgericht hätte dann auch
nichts mehr zu tun.7

Eine semantisch eindeutige Bestimmtheit von Wörtern würde im
Übrigen auch das intellektuelle Spiel mit ihnen unmöglich ma-
chen, das Vielen von uns manche Freude bereitet. Ironie zum
Beispiel ergibt sich daraus, dass man nicht das meint, was man
sagt – lebt also von der Zweideutigkeit von Wörtern. Auch der
Witz spielt damit. Kanzler Helmut Schmidt sagte in Zeiten, als
ihm die 68er Studenten noch auf die Nerven gingen: „Sie
bestreiten alles, nur nicht ihren Lebensunterhalt.“ Hier ergibt
sich die Heiterkeit der Nichtbetroffenen aus dem Überraschungs-
effekt, welcher mit der Umkontextuierung des Wortes „bestrei-
ten“ entsteht. Ein anderes Beispiel, auch wieder aus der Politik.
Sagte im Bundestag der Herr Schäuble zu dem Herrn Scharping:
„Herr Kollege, nachdem ich Sie heute früh habe reden hören,
hat das Wort Morgengrauen für mich eine weitere Bedeutung
bekommen.“
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Nun gibt es allerdings auch in Alltagssituationen Gelegenheiten,
bei denen ein Sprecher wünschen muss, dass die Anderen, zu de-
nen er spricht, seine Rede genau verstehen. Dazu dient eine kom-
munikative Praxis, die der Logiker mit dem Begriff der Tautolo-
gie benennt und verachtet. Nehmen Sie eine der sog. Yogi-Berra-
Sentenzen, benannt nach einem berühmten amerikanischen
Baseballspieler. Sie heißt: „Ich mache nie Voraussagen, und
schon gar nicht über die Zukunft.“ Dieser letzte Zusatz ist natür-
lich im formalen Sinne völlig überflüssig, also reine Zeitver-
schwendung. Im sozialen Gebrauch dient Redundanz aber se-
mantischer Klärung und kommunikativer Verdeutlichung – was
Aristoteles schon wusste, als er die Topik von der Logik abson-
derte und diese und nicht jene zur Grundlage der Rhetorik erhob.
Bei Woody Allen liest man: „Das Problem beim Hungerstreik
ist, dass man nach ein paar Tagen ziemlich hungrig werden
kann.“ Das muss man sich ja erst einmal richtig klar machen, be-
vor man aufhört zu essen, um nicht sich, sondern jemand anderen
zu bestrafen. Manchmal verbirgt sich hinter Tautologien sogar
eine subtile Theorie. Man kann das an einem Bonmot von Karl
Kraus verdeutlichen. „Nach einigem Nachdenken“, heißt es bei
ihm: „Nach einigem Nachdenken kommt man darauf, dass sie
ihre Beliebtheit ihrer Popularität verdanken.“ Mir erscheint die-
ser Satz als die kürzestmögliche Erklärung für jene Art Eigendy-
namik, mit der sich die sog. Prominenz entwickelt und unter be-
stimmten Bedingungen eine gewisse Weile lang auch erhält.

Man sieht, Verstöße gegen Regeln und Ableitungen der Logik
können als Teile einer Soziologik Sinn machen, mehr noch: Sie
bereiten auch, wenn kunstvoll eingesetzt, ein feines Vergnügen.
Grund genug, sich diese durch akademischen Biedersinn nicht
rundum diskreditieren zu lassen. Das gilt in besonderer Weise für
den Soziologen, der immer in Gefahr ist, seinen Gegenstandsbe-
reich mit den akademischen Maßstäben seiner eigenen Disziplin
vermessen zu wollen und die Abweichungen von seiner eigenen
Rationalität für irrational hält. Er hat dann große Probleme, mit
diesen respektvoll umzugehen. Zum Beispiel dann, wenn er in
den Reden von Politikern, Verbandsvertretern und Journalisten,
aber auch in den Alltagsverständigungen einfacher Leute Argu-
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mentationsstilen begegnet, die den klassischen Mustern der Syl-
logistik in nichts genügen – und in der Regel doch ihren prakti-
schen Zweck erfüllen.8 Ich kann das hier nur noch andeuten.

Also: Gesellschaft funktioniert nur mit Widersprüchen, die sie
nicht auflösen kann – mit Wörtern, die vage genug sind, um je
nach Kontext unterschiedlich verstanden werden zu können –
mit Argumentationen, die notorisch unvollständig, also defekt
sind – mit Begründungen auch (darauf kann ich hier überhaupt
nicht mehr eingehen), deren Ursachen mehr dekretiert als ermit-
telt sind. Die Spannung, die die Soziologie so spannend, die es
ihr gleichzeitig aber auch so schwer macht, besteht darin, dass sie
sich selber so ganz anders benehmen muss als der Gegenstand,
dem sie sich widmet. Ich will dies noch an einem Beispiel ver-
deutlichen, nämlich an dem praktischen Umgang mit der Axio-
matik der Grundrechenarten, mit denen sich die Logik berechen-
bar macht.

Natürlich gilt in der Soziologie die Arithmetik des 1 + 1 = 2. Sie
gilt für soziale Zusammenhänge aber nicht unbedingt. In den Ta-
gebüchern Friedrich Hebbels kann man den Satz lesen: „Solange
es mehr als einen König gibt, gibt es keinen.“ Soll heißen: Mehr
ergibt weniger: 1 + 1 ist weniger als 1. Umgekehrt gilt manchmal
aber auch: Je weniger, umso mehr. Bei Sigmund Freud findet
man die Rede vom „Narzißmus der kleinen Differenzen“ 9, soll
heißen: vom wachsenden Interesse der Menschen an ihren Unter-
schieden, je geringer diese Unterschiede werden: 1 – 1 mehr als
1. Man muss in der Soziologie die nichtlineare Mathematik be-
mühen, muss Fluktuationen, Diskontinuitäten, Phasensprünge,
Schwellenwerte etc. begreifen, um die Mathematik des Sozialen
wenn nicht verstehen, so doch wenigstens abbilden zu können.
Das erscheint vor allem für die soziologische Prozessanalyse un-
abdingbar.10 Aber man wird mit der Artistik des nichtlinearen
Denkens ganz unanschaulich und für das Alltagsdenken deshalb
ziemlich nichtsnutzig.

Man kann mit höherer Mathematik auch keinen Vortrag bestrei-
ten. Also lasse ich meine letzten Behauptungen jetzt so stehen,
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um abschließend nur noch auf ein Problem kurz einzugehen –
nämlich das Problem der Null. Mit ihr tut sich die Soziologie so
schwer, dass sie ständig bemüht ist, sie abzuschaffen. Man merkt
das zum Beispiel an den sehr sinnvollen Anstrengungen der
Soziologen, nachzuweisen, dass im sozialen Verkehr
Nullsummenspiele, bei denen Einer nur das gewinnen kann, was
einem Anderen verloren geht, kaum vorkommen. Man merkt es
auch bei dem beliebten Statistikverfahren der Nullhypothese, die
ja nur eingerichtet wird, um widerlegt zu werden. Dabei ergibt
sich das Leben fast ausschließlich aus den Möglichkeiten, die
nicht stattgefunden haben. Dass es schwer ist, dieses überwälti-
gende Nichts zu erklären, lässt sich an einem Witz verdeutlichen,
den Paul Watzlawik in seiner „Anleitung zum Unglücklichsein“
erzählt hat. Er geht so:

Da trifft einer einen anderen, und der klatscht alle zehn Sekunden
in die Hände. Fragt der eine den anderen: „Warum klatschst du
denn in die Hände?“ – Sagt der: „Um die Elefanten zu verscheu-
chen.“ – „Elefanten?“, fragt der eine sehr verwirrt: „Aber es sind
doch gar keine da.“– Darauf der andere: „Na, siehste!“

Dieses „Na, siehste!“ ist der verstörende Triumph des Blöden
über das, was wir normal und richtig finden. Das Verstörende ist,
dass man das „Aber es sind doch gar keine da.“ auf eine argu-
mentationslogisch triftige und empirisch überzeugende Weise
kaum erklären kann. Es fällt deshalb auch so schwer, den Unsinn
des „Na, siehste!“ zu diskreditieren.

Solange es dabei nur um das Ausbleiben von Elefanten geht,
muss man das auch nicht unbedingt wollen.
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